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Anweiſung II 
zur 
Ausführung der Landgemeindeordnung für die 
ſieben öſtlichen Provinzen der Monarchie vom 
3. Juli 1891 (8.5. S. 233), 
۱ betreffend 
die Geſtaltung der Gemeinden und Gutsbezirke 
und die Bildung von Gemeinde verbänden.“) 
Die Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 
trifft im erſten und vierten Titel Beſtimmungen über 


n 24. Februar 1892. 


Waldungen u. ſ. w., deren kommunales Verhältniß der 
Regelung bedarf, da ſolche Beſitzungen bisher vielfach 
als ſelbſtſtändige Gutsbezirke behandelt worden ſind, 
während ihnen nach der Rechtſprechung des Oberver⸗ 
waltungsgerichts dieſe Eigenſchaft oder irgend welche 
kommunale Zugehoͤrigkeit nicht beiwohnt. In Verbindung 
hiermit iſt zu bemerken, daß die gegenwärtige kommu⸗ 
nale Geſtaltung der früheren Domänenämter, welche eine 
Anzahl von Gütern, Etabliſſements und ſonſtigen Grund⸗ 
ſtücken umfaſſen, vielfachen Zweifeln und Bedenken unter⸗ 
liegt. Dieſelbe wird aufgeklärt und häufig anderweit 


die Abänderung, Vereinigung und Umwandlung der geregelt werden müſſen. Dieſen Verhältniſſen iſt daher 
ländlichen Bezirke (Gemeinde, und Gutsbezirke) und über beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden, und deren Neu⸗ 
deren Verbindung für einzelne Gemeindezwecke. Alle regelung gemäß § 2 Nr. 1 — im Streitfalle zunächſt 


dieſe Beſtimmungen verfolgen die Abſicht, lebensunfähige 
Gebilde zu befeitigen, unzweckmäßig geſtaltete Bezirke 
beſſer abzugrenzen und die Erfüllung der Gemeindeauf⸗ 
gaben zu erleichtern. Sie greifen in den unverändert 
bleibenden rechtlichen und thatſächlichen Beſtand der Be: 
zirke nicht unmittelbar ein, ſondern regeln nur die Vor⸗ 
ausſetzungen und Formen für jene Maßnahmen, welche 


deren Feſtſtellung gemäß § 4 — mit thunlichſter Be⸗ 
ſchleunigung herbeizuführen. 
2. Vereinigung und Umwandlung beſtehender Bezirke. 
9 2 Nr. 2, 3, 5). 
Bei der von Amtswegen allgemein vorzunehmen⸗ 
den Prüfung, für welche Fälle die Vereinigung von 
Landgemeinden und Gutsbezirken mit anderen Gemein⸗ 


fi) den örtlichen Verhältniſſen anzupaſſen und unter 
dem Zuſammenwirken der betheiligten Gemeinden und 
Gutsbeſitzer und der zuſtändigen Organe der Staats⸗ 
und Selbſtverwaltung zu vollziehen haben. Dieſen iſt 
hiermit eine umfaſſende und bedeutungsvolle Thätigkeit 
zugewieſen, welche voller Hingedung bedarf, wenn die 
Ziele des Geſetzes, unter thunlichſter Rückſichtnahme auf 
die Bedürfniſſe und Wünſche der ländlichen Bevölkerung, 
verwirklicht werden ſollen. 

Um die Ausführung des Geſetzes in dieſem Sinne 
zu fördern, wird auf Grund des § 149 Abſ. 1 nach⸗ 
ſtehende Anweiſung ertheilt. 

1. Bezirksfreie Grundſtücke (§ 2 Nr. 1). 

Wenngleich im Hinblick auf die bereits ſeit einer 
langen Reihe von Jahren in Wirkſamkeit ſtehende Be⸗ 
ſtimmung des § 1 Abſ. 2 des Geſetzes vom 14. April 
1856, betreffend die Landgemeindeverfaſſungen, anzu⸗ 
nehmen fein würde, daß Grundſtücke, welche noch keinem 
Gemeinde⸗ oder Gutsbezirke angehören, gegenwärtig kaum 
mehr vorkommen, ſo ſind doch ſolche Grundſtücke nach 
dem Ergebniſſe der bei den Vorarbeiten für die Land⸗ 
gemeindeordnung veranlaßten Ermittelungen noch immer 
in großer Anzahl vorhanden. Insbeſondere befinden ſich 
in den öſtlichen Provinzen ausgedehnte Territorien, 


den oder Gutsbezirken, ſowie die Umwandlung von Guts⸗ 
bezirken in Landgemeinden und von Landgemeinden in 
Gutsbezirke im öffentlichen Intereſſe einzutreten hat, iſt 
in erſter Linie auf die in Folge meiner Cirkularver⸗ 
fügungen vom 10. Dezember 1888 (1 B 9430) und 
vom 18. Februar 1890 (I B 1307) von den Land⸗ 
räthen aufgeſtellten Nachweiſungen zurückzugehen (vgl. 
die dem Entwurf zur Landgemeindeordnung als Anlage B 
beigefügte Nachweiſung, Spalten 7 bis 10, 17 bis 21, 
Druckſachen des Abgeordnetenhauſes, 1890/91, zu Nr. 7, 
S. 31 ff.). Das damals gewonnene Ergebniß wird der 
Regel nach auch noch im Jahre 1892 zutreffen, und es 
werden nur diejenigen Fälle auszuſcheiden ſein, in denen 
inzwiſchen eine zweckentſprechende Regelung der kommu⸗ 
nalrechtlichen Verhältniſſe bereits ſtattgefunden, oder aber 
die Unzweckmäßigkeit oder Unausführbarkeit der Damas 
ligen Vorſchläge ſich herausgeſtellt, oder bei denen eine 
Beſeitigung der vorhandenen Mißſtände durch Zweck⸗ 
verbände ſtattgefunden hat. Andererſeits treten diejenigen 
Fälle hinzu, für welche ſich inzwiſchen die Zweckmäßig⸗ 
keit und Ausführbarkeit einer Neuregelung der kommu⸗ 
nalrechtlichen Verhältniſſe ergeben hat, ſowie diejenigen, 
für welche eine ſolche Neuregelung von einem der Be⸗ 
theiligten beantragt wird, 

Alle dieſe Fälle ſind — und zwar, ſoweit nicht 


*) Die ohne nähere Bezeichnung angeführten Paragraphen 
ſind die der Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891. 


bezügliche Anträge geſtellt werden, von Amtswegen — 
zum Gegenſtande von Verhandlungen mit den betheiligten 
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Gemeinden und Gutsbeſitzern zu machen, ſobald die ſtehende engere Begrenzung des öffentlichen Intereſſes 
Gemeindeverſammlungen (Gemeinde⸗Vertretungen) auf nur für den Fall gilt, wenn die in Rede ſtehenden 
Grund des Geſetzes neugebildet find. Feſtzuhalten iſt Maßnahmen gegen den Willen der Betheiligten durch⸗ 
bei dieſen Verhandlungen, daß Aenderungen in kommu- geſetzt werden ſollen, nicht aber für den Fall des Ein- 
nalrechtlicher Beziehung keine Einwirkung auf andere verſtändniſſes. Sie ſchließt alſo keineswegs aus, auf 
Verhältniſſe üben, welche lediglich an den Grundbeſitz ein Einverſtändniß der Betheiligten auch in Betreff ſolcher 
geknüpft find, daß insbeſondere die Frage der Ritter⸗ Maßnahmen hinzuwirken, welche zwar nicht unter die 
gutseigenſchaft und des aktiven und paſſiven Wahlrechts für den Fall des Zwanges gegebene engere Begrenzung 


für das Herrenhaus von ihnen unberührt bleibt. 

Stimmen die Betheiligten der in Ausſicht ge⸗ 
nommenen Maßnahme zu, ſo ſind die Verhandlungen 
nach Anhörung des Kreisausſchuſſes mir alsbald zur 
Prüfung und geeignetenfalls Einholung der Königlichen 
Genehmigung einzureichen. 

Wird ein allſeitiges Einverſtändniß der Betheiligten 
nicht erreicht, ſo bieten ſich ſür die Durchführung der in 
Ausſicht genommenen Maßnahme formell zwei Wege dar. 

Der eine Weg iſt der in § 2 Nr. 2 angegebene 
einer Auflöſung von Landgemeinden und Gutsbezirken 
mit nachfolgender Einverleibung der hierdurch bezirks⸗ 
frei werdenden Grundſtücke nach Maßgabe der Vor⸗ 
ſchriften in $ 2 Nr. 1. Die Beſchreitung dieſes Weges 
hat zur Vorausſetzung, daß die aufzulöſenden Landge⸗ 
meinden und Gutsbezirke „ihre öffentlich⸗rechtlichen Ver⸗ 


des öffentlichen Intereſſes fallen, dennoch aber zur beſſeren 
Erfüllung der den Gemeinden geſtellten öffentlich recht⸗ 
lichen Aufgaben als zweckmäßig erſcheinen. 
Im Einzelnen iſt Folgendes zu bemerken. 
Zu § 2 Nr. 5 litt. a 

iſt zu beachten, daß die hier vorgeſehene Vorausſetzung 
(abgeſehen von der in einem Abſatze hinzugefügten Be⸗ 
ſtimmung) wörtlich mit der in Nr. 2 erwähnten Vor⸗ 
ausſetzung übereinſtimmt. Landgemeinden und Guts⸗ 
bezirke, die ihre öffentlich⸗ rechtlichen Verpflichtungen zu 
erfüllen außer Stande ſind, können daher bei mangeln⸗ 
dem Einverſtänduiß der Betheiligten auf dem einen wie 
dem anderen Wege als ſelbſtſtändige Gebilde beſeitigt 
werden. Wird der erſtere Weg eingeſchlagen, ſo muß 
der Auflöſung des Bezirks durch Königliche Anordnung 
eine Anhörung der einzelnen Beſitzer der bezirksfrei ges 


pflichtungen zu erfüllen außer Stande find“ ($ 2 Nr. 2 wordenen Grundſtücke über die demnächſtige Neuregelung 
Satz 1). folgen; iſt dieſe Anhörung mit Schwierigkeiten verbun⸗ 

Der andere Weg iſt der in § 2 Nr. 3 angegebene den, oder ſtehen ſolche aus den weiteren Verhandlungen 
einer Erſetzung des mangelnden Einverſtändniſſes durch zu beſorgen, fo wird ſich dieſer Weg nicht empfehlen. 
Beſchluß des Kreisausſchuſſes und der demſelben für Die Beſchreitung des anderen Weges ſetzt nach dem 
dieſes Verfahren im Beſchwerdezuge übergeordneten In- Wortlaute der Vorſchrift unter Nr. 3 in der Regel vor: 
ſtanzen. Das Einverſtändniß kann auf dieſem Wege aus, daß Bezirke ihrem ganzen Umfange nach mit 
nach § 2 Nr. 3 nur dann erſetzt werden, wenn „das anderen vereinigt werden; dieſer Weg wird ſich daher 
öffentliche Intereſſe dies erheiſcht“ (wenn andernfalls meiſtens dann nicht empfehlen, wenn ein leiſtungsun⸗ 
„das öffentliche Intereſſe gefährdet fein würde“), und fähiger Bezirk nicht ungetheilt an einen anderen, ſondern 
es fol dieſes nach den einſchränkenden Erläuterungen getheilt an mehrere andere angeſchloſſen werden ſoll. 
in $ 2 Nr. 5 nur dann angenommen werden, wenn Solche Erwägungen werden bei der Auswahl des einen 
eine der nachſtehend bezeichneten Vorausſetzungen vorliegt: oder anderen Weges zu berückſichtigen ſein. 

„a) wenn Landgemeinden oder Gutsbezirke ihre öffent: Wird der zweite Weg gewählt, ſo iſt ferner die 
lich rechtlichen Verpflichtungen zu erfüllen außer Beſtimmung des Abſ. 2 in § 2 Nr. 5a zu beachten. 
Stande ſind. Danach ſoll für die Frage der Leiſtungsunfähigkeit die 

Bei Beurtheilung dieſer Frage ſind Zuwendungen, Thatſache, daß den betreffenden Gemeinden oder Guts⸗ 
welche Gemeinden und Gutsbezirken vom Staate bezirken Zuwendungen für gewiſſe öffentlich rechtliche 
oder größeren Kommunalverbänden zuſtehen, nicht Zwecke vom Staate oder größeren Kommunalverbänden 
als beſtimmend zu erachten; gewährt werden, an ſich nicht entſcheidend ſein. Hierbei 
wenn die Zerſplitterung eines Gutsbezirks oder ſind gänzlich außer Betracht zu laſſen alle diejenigen 
die Bildung von Kolonien in einem Gutsbezirke Zuſchüſſe, welche Gemeinden oder Gutsbezirke allgemein 
die Abtrennung einzelner Theile deſſelben oder ohne Rückſicht auf ein nachgewieſenes beſonderes Bedürf⸗ 
deſſen Umwandlung in eine Landgemeinde oder niß zufolge geſetzlicher Beſtimmung unter gewiſſen Bors 
deſſen Zuſchlagung zu einer oder mehreren Land- ausſetzungen zu beanſpruchen haben, wie dies hinſicht⸗ 
gemeinden nothwendig macht; lich der Zuſchüſſe zu den Beſoldungen der Lehrer und 
wenn in Folge örtlich verbundener Lage mehrerer Lehrerinnen nach den Geſetzen vom 14. Juni 1888 und 
Landgemeinden oder von Gutsbezirken oder Theilen vom 31. März 1889 der Fall iſt. Daſſelbe gilt in der 
derſelben mit Landgemeinden ein erheblicher Wider⸗ Regel auch von Zuwendungen zur Ausführung von 
ſtrett der kommunalen Intereſſen entftanden iſt, Wegebauten. Für die Frage der Leiſtuagsunfähigkeit kön⸗ 
deſſen Ausgleichung auch durch Bildung von Ver⸗ nen vielmehr überhaupt nur ſolche Zuwendungen in 
bänden im Sinne der 88 128 ff. nicht zu er⸗Frage kommen, welche als „Bedürfnißzuſchüſſe“ bezeichnet 
reichen iſt.“ werden, wie beiſpielsweiſe die Beihülfen, welche die Land: 

Hierzu iſt zunächſt zu bemerken, daß die vorslarmenverbände gemäß § 36 des Preußiſchen Ausführungs⸗ 
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geſetzes vom 8. März 1871 zu dem Bundesgeſetze über Zu § 2 Nr. 5 litt. o. 

n Unterſtützungswohnſitz unvermögenden Ortsarmen⸗ Ob eine Gemengelage in ſolchem Umfange vor⸗ 
derbänden bei nachgewieſenem Bedürfniſſe zu gewähren liegt, daß eine Vereinigung der im Gemenge liegenden 
gaben. Wo Gemeinden oder Gutsbezirke ſolche Bedürf⸗ Bezirke nach Maßgabe dieſer Vorſchrift erforderlich wird, 
nüßzuſchüſſe vom Staate, Provinzial⸗ oder Kreisverbandeſiſt eine Frage des örtlichen Ermeſſens. Wenn die Ge⸗ 
erhalten, iſt aber auf Grund dieſer Thatſache allein noch bäude ſelbſtſtändiger Güter ſich in unmittelbarem Zu⸗ 
nicht als nachgewieſen zu erachten, daß ſie außer Stande ſammenhange mit der Dorflage befinden, oder wenn 
find, ihre öffentlich⸗ rechtlichen Verpflichtungen zu erfüllen; einzelne Grundſtücke mit Beſtandtheilen der Gemeinde: 
vielmehr kommt es auf eine ſachliche Prüfung der Leiſtungs⸗feldmark im Gemenge liegen, jo wird darin noch kein 
unfähigkeit ſelbſt an, welche darauf zu richten iſt, ob zwingender Grund zu einer kommunalen Veretnigung 
eine dauernde Leiſtungsunfähigkeit zur Erfüllung der zu finden ſein. Nur dann, wenn „aus einer ſolchen 
öffentlich⸗rechtlichen Verpflichtungen vorliegt, oder ob etwa Gemengelage ein erheblicher Widerſtreit der kommunalen 
die Gewährung der Bedürfnißzuſchüſſe nur auf wohl⸗Intereſſen entſteht, deſſen Ausgleichung auch durch die 
wollender Fürſorge, auf einer ungenügenden Prüfung Bildung von Verbänden im Sinne der 88 128 ff. nicht 
der Leiſtungsfähigkeit oder auf einem nur vorübergehen⸗ zu erreichen iſt“, muß beim Widerſpruch der Betheiligten 
den Zuſtande der Leiſtungsunfähigkeit beruht. die kommunale Neuregelung nach Maßgabe der Vor⸗ 
, Für den Fall der Vereinigung einer leiſtungsun⸗ſſchriften $ 2 Nr. 3 erzwungen werden. 
ſähigen Gemeinde mit einem leiſtungsfähigen Gutsbe⸗ Läßt ſich das Vorhandenſein eines öffentlichen 
zirke ſchreibt § 2 Nr. 3 in Abſ. 2 ausdrücklich vor, Intereſſes im Sinne der Vorſchriften in § 2 Nr. 3 
daß der letztere als ſolcher beſtehen bleibt, ſofern der und 5 überhaupt nicht darthun, ſo iſt bei mangelndem 
Gutsbeſitzer dies beantragt; in dieſem Falle geht die Einverſtändniß der Betheiligten von dem weitern Ver⸗ 
Landgemeinde unter Fortfall der Gemeindeverfaſſung völlig fahren behufs Erſetzung dleſes Einverſtändniſſes Abſtand 
im Gutsbezirke auf. Es wird dies der Regel nach ſchon zu nehmen. Anderenfalls aber iſt dieſes Verfahren da⸗ 
an und für ſich der Natur der Sache entſprechen. Den⸗ durch, daß die Angelegenheit dem Kreisausſchuſſe zur 
noch iſt nicht ausgeſchloſſen, daß der Gutsbeſitzer ſelbſt Beſchlußfaſſung unterbreitet wird, in die Wege zu leiten 
unter Umſtanden die Bildung einer Landgemeinde aus und erforderlichenfalls durch Beſchreitung des vorge⸗ 
ſeinem bisher ſelbſtſtändigen Gute und der zuzuſchlagen⸗ ſehenen Inſtanzenzuges fortzuſetzen, bis entweder ein 
den bisher leiſtungsunfähigen Gemeinde wünſcht, und endgültiger Beſchluß erzielt iſt, durch welchen das 
es wird alsdann dieſem Wunſche, ſoweit ein öffentliches mangelnde Einverſtändniß erſetzt wird, oder aber im 
Intereſſe nicht entgegenſteht, Folge zu geben ſein. Laufe der Verhandlungen überzeugend dargethan iſt, 
' Zu § 2 Nr. 5 litt, b daß ein Öffentliches Intereſſe im Sinne der Vorſchriften 
wird es kaum der Bemerkung bedürfen, daß nicht allge⸗ unter § 2 Nr. 5 nicht vorliegt. In Betreff des In⸗ 
mein da, wo einzelne Trennſtücke von einem größeren ſtanzenweges iſt zu beachten, daß die Erhebung der 
Gute abgezweigt und in andere Hände übergegangen Beſchwerde von Seiten des Vorſigenden gegen einen Be⸗ 
Ind, eine ſolche Zerſplitterung des Gutsbezirkes vorliegt, ſchluß des Kreisausſchuſſes, Bezirksausſchuſſes oder Pro⸗ 
welche eine Neuregelung des kommunalen Verhältniſſes vinzialraths an die im § 123 des Landesverwaltungs⸗ 
erheiſcht. Es iſt vielmehr davon auszugehen, daß, ſo⸗ geſetzes vorgeſchriebenen engen Formen gebunden iſt, 
lange die Einheit des Befiges nicht erheblich beeinträch⸗ daß aber andererſeits durch das Ergehen eines endgül- 
tigt iſt, und die Leiſtungsſähigkeit erhalten bleibt, der tigen Beſchluſſes, welcher die Erſetzung des Einverſtänd⸗ 
Fortbeſtand des Gutes als eines ſelbſtſtändigen Guts⸗ niſſes verſagt, die Wiederholung des geſammten Ver⸗ 
bezirkes ſich der Regel nach rechtfertigt. Dagegen wird fahrens nicht ausgeſchloſſen wird, ſobald ſich demnächſt 
in allen denjenigen Fällen, in welchen die Zerſplitterung ergiebt, daß Maßnahmen der in Rede ſtehenden Art dem 
eines Gutsbezirkes oder die Bildung von Kolonien inner⸗ Wunſche der Betheiligten oder dem öffentlichen Intereſſe 
halb deſſelben eine ſolche Ausdehnung gewonnen hat, entſprechen. Sobald das mangelnde Einverſtändniß durch 
daß das Kennzeichen der Einheit des Beſitzes verloren einen endgültigen Beſchluß erſetzt fein wird, iſt — ebenſo 
gegangen iſt, zu prüfen ſein, ob die Umwandlung dieſes wie bei vorhandenem Einverſtändniß — wegen Ein⸗ 
Gutsbezirks in eine Landgemeinde, oder ob die Abtren⸗ holung der Königlichen Genehmigung zu berichten. — 
nung einzelner Theile deſſelben unter Zuſchlagung zu Bis zum 1. Januar 1893 haben die Landräthe 
einer oder mehreren Landgemeinden geboten erſcheint. eine Nachweiſung derjenigen Fälle einzureichen, in welchen 
Insbeſondere iſt in allen Fällen, in denen auf den An⸗ Verhandlungen über die Auflöſung einer Landgemeinde 
trag des Gutsbeſitzers ein die Aufbringung der Soften oder eines Gutsbezirks, die Vereinigung beſtehender Be: 
der öffentlichen Armenpflege anderweit regelndes Statut zirke, die Umwandlung eines Gutsbezirks in eine Land⸗ 
gemäß § 8 des Geſetzes vom 8. März 1871 erlaſſen[ gemeinde oder umgekehrt eingeleitet worden find. Die 
Ht, in Erwägung zu ziehen, ob nicht einem ſolchen Guts⸗Nachweiſung hat zu ergeben, zu welchem Ziele die Bers 
bezirke die Vorausſetzungen ſeines rechtlichen Fortbeſtandes handlungen geführt haben, oder, wenn die Verhandlungen 
verloren gegangen ſind, und folgeweiſe eine kommunale noch ſchweben, in welcher Lage ſich dieſelben befinden. 
Neubildung nach der Beſtimmung unter Nr. 5 litt. b Daneben iſt bezüglich aller Fälle, in denen von den in 
angezeigt iſt. Rede ſtehenden Maßnahmen Abſtand genommen iſt, ob⸗ 
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wohl dieſelben bei den in Folge meiner Erlaſſe vomjnahnen, welche bis zum 1. Januar 1893 eingeleitet 
10. Dezember 1888 und 18. Februar 1890 erfolgten ſind, eine ſummariſche Nachweiſung aufzuſtellen. Die 
Erhebungen als zweckmäßig und ausſührbar ſich ergeben Nachweiſung hat anzugeben, in wieviel Fällen die ein⸗ 
haben, näher anzugeben, aus welchen Gründen die Ab⸗ geleiteten Verhandlungen zum endgiltigen Abſchluß ge⸗ 
ſtandnahme erfolgt iſt. Die Nachweiſung iſt an den langt ſind, und in wieviel Fällen ſie noch ſchweben. 
Regierungspräſicenten einzureichen, welcher fie, mit ſeinen Die Nachweiſung iſt dem Regierungspräſidenten einzu⸗ 
Bemerkungen verſehen, durch die Hand des Oberpräſi⸗ reichen, welcher dieſelbe, mit ſeinen Bemerkungen ver⸗ 
denten mir bis zum 15. Februar 1893 einzuſenden hat. ſehen, bis zum 15. Februar 1893 durch die Hand des 
3. Abtrennung und Zulegung einzelner Grundſtücke Oberpräſidenten mir einzureichen hat. 
($ 2 Nr. 4, 5). 4. Auseinanderſetzung der Betheiligten (§ 3.) 

Die Abtrennung einzelner Theile von einem Ge⸗ Durch die Beſtimmungen in § 3 wird der Gegen⸗ 
meinde⸗ oder Gutsbezirke und deren Vereinigung mit|ftand der in Folge von Veränderungen der Grenzen der 
einem anderen Gemeinde- oder Gutsbezirke erfolgt durch Landgemeinden und Gutsbezirke nothwendig werdenden 
Beſchluß des Kreisausſchuſſes, dem eine Anhörung der Aus einanderſetzung zwiſchen den Betheiligken gegenüber 
betheiligten Gemeinden und Gutsbeſitzer, ſowie der Be dem bisherigen Rechtsſtande beträchtlich erweitert und 
fiber der betreffenden Grundſtücke voranzugehen hat, fo: näher bezeichnet. Wenn von der hiernach zuläſſigen Aus⸗ 
weit eine ſolche Anhörung ſich nicht durch die geſtellten gleichung der öffentlich⸗rechtlichen Intereſſen ein umſichtiger 
Anträge erübrigt. Die bier in Rede ſtehende Maßnahme Gebrauch gemacht, insbeſondere dahin gewirkt wird, daß 
wird insbeſondere vorkommen behufs Verbeſſerungſ nach jeder Richtung hin Billigkeit waltet, und daß über⸗ 
unzweckmäßiger Vezirksgrenzen, ſowie behufs Regelung ſtriebene Anſprüche fern gehalten werden, ſo ſteht zu ers 
des kommunalen Verhältniſſes der in verſchledenen warten, daß die Beſtimmungen des § 3 die Durchfüh⸗ 
Landestheilen noch beſtehenden Dorfauen, welche rechtlich rung der im öffentlichen Intereſſe nothwendig werdenden 
der Regel nach Beſtandtheile der Gutsbezirke bilden. Bezirksveränderungen erleichtern werden. Die Ausein⸗ 
In den Verhandlungen des Landtages machte ſich über⸗ anderſetzung tritt erſt in Folge, alſo nach bewirkter Ver⸗ 
wiegend die Anſicht geltend, daß es dem öffentlichen änderung der Bezirke ein. Indeſſen wird es in der 
Infereſſe entſpreche, wenn die Dorfauen allgemein den⸗ Regel dem Intereſſe der Sache entſprechen, wenn bereits 
jenigen Landgemeinden einverleibt würden, in deren [bei den Verhandlungen über die Bezirksveränderungen 
Bezirken fie belegen find. Eine ſolche Regelung wird|felbit — falls dieſe dadurch nicht erheblich verzögert 
ſich nöthigenfalls namentlich auf Grund der Vorſchrift oder in ihrem Ergebniſſe gefährdet werden — die für 
in § 2 Nr. 5% erzwingen laſſen, da bei der gegenwärtig die Auseinanderſetzung in Betracht kommenden öffentlich 
beſtehenden kommunalen Zugehörigkeit der Dorfauen rechtlichen Verhältniſſe der Betheiligten klargeſtellt, und 
zu den Gutsbezirken häufig ein erheblicher Widerftreit|allfeits zufriedenſtellende Verſtändigungen getroffen werden. 
der kommunalen Intereſſen zu entſtehen pflegt. Die 5. Zweckverbände ($$ 128 bis 138.) 
Neuregelung des kommunalen Verhältniſſes der Dorf⸗ Nach den Beſtimmungen des vierten Titels der 
auen hat eine privatrechtliche Aenderung des bisherigen Landgemeindeordnung ſind die zu bildenden Zweckver⸗ 
Rechtszuſtandes, namentlich in Betreff des Eigenthumsſbände entweder ſolche, welchen auf ihren Antrag mit 
an dieſen Grundſtücken, nicht zur Folge; vielmehr bleibt Königlicher Genehmigung die Rechte öffentlicher Körpers 
die Herbeiführung einer ſolchen weitergehenden Aende⸗ſchaften beigelegt werden, oder ſolche, welchen dieſe Rechte 
rung der Geſetzgebung vorbehalten. nicht zuſtehen. Der Bildung derartiger Verbände iſt 

Liegt kein allſeitiges Einverſtändniß der Bethei⸗ beſondere Fürſorge zu widmen, und es werden dazu die 
ligten bezüglich der Ablrennung und Zulegung von Erwägungen und Verhandlungen, betreffend Aufhebung, 
Bezirkstheilen vor, To kann der Kreisausſchuß dieſe Vereinigung und Umwandlung von Gemeinde- und 
Maßnahmen nur beſchließen, wenn „das öffentliche In⸗ Gutsbezirken (ſ. oben unter 2) vielfach Gelegenheit bieten. 
terefe es erheiſcht“. Ein ſolches öffentliches Intereſſe Es wird bei Einleitung jener Verhandlungen ſowie im 
fol gleichfalls nur dann als vorhanden angenommenſweiteren Verlaufe derſelben zu prüfen ſein, ob dem Be⸗ 
werden, wenn eine der in § 2 Nr. 5 formulirten, unter dürfniß an Stelle einer Bezirksveränderung beſſer und 
2 bereits näher erörterten Vorausſetzungen vorliegt. leichter durch die Verbindung der beſtehenden Bezirke zu 

Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet einzelnen Zwecken nach Maßgabe der 88 128 ff. abzu⸗ 
in allen Fällen des § 2 Nr. 4. — mag Einverſtändnißſhelfen iſt. Aber auch abgeſehen von jenen Verhand⸗ 
der Betheiligten vorgelegen haben oder nicht — die Be- lungen muß die Bildung nützlicher Zweckverbände nach 
ſchwerde in dem unter § 2 Nr. 3 vorgeſehenen In⸗ Maßgabe des Geſetzes thunlichſt gefördert werden. Als 
ſtanzenzuge ſtatt. Soll aus den abgetrennten Grund das nächſtliegende Gebiet, auf welchem hier eine rege 
ſtücken ein neuer Gemeinde: oder Gutsbezirk gebildet Wirkſamkeit entfaltet werden kann, ſtellt ſich die öffent: 
werden, jo iſt in dem Beſchluſſe die Königliche Ge: liche Armenpflege dar. Es kann in dieſer Beziehung 
nehmigung bezüglich der Neubildung vorzubehalten, und, auf die eingehenden Erhebungen über die Nothwendig⸗ 
ſobald der Beſchluß endgültig geworden ift, wegen Einho⸗ keit der Bildung von Geſammtarmenverbänden und auf 
lung der Königlichen Genehmigung Bericht zu erftatten. — das die Abänderung der 99 31, 65 und 68 des Geſetzes 

Die Landräthe haben über die vorbezeichneten Maß⸗vom 8. März 1871 betreffende Geſetz vom 11. Juli 


5 


1891 (G6.5. S. 300), ſowie deſſen Begründung Bezug [aber auch entgegen ſolchen Beſchlüſſen die Befugniß zu, 
genommen und daran die Erwartung geknüpft werden, die Verbandsbildung abzulehnen. 


aß es 
über 


mangelnder Leiſtungsfähigkeit der 


den Bemühungen der Behörden gelingen wird, 


Hinſichtlich der Auseinanderſetzung unter den 


all da, wo die öffentliche Armenpflege bisher wegen Betheiligten, welche der Verbandsbildung nachzufolgen 
Ortsarmenverbände hat ($ 130), gelten im Weſentlichen die oben unter 


rer Aufgabe nicht gerecht geworden, oder wo durch 4 angegebenen Grundſätze. 


eine unbillige Vertheilung der Laſten der Armenpflege 
auf die einzelnen Ortsarmenverbände ein erheblicher 
iderſtreit kommunaler Intereſſen entſtanden iſt, nun 
mehr eine Vervollkommnung des bisherigen Zuſtandes 
durch Bildung von Geſammtarmenverbänden nach Maß⸗ 
gabe der §§ 128 ff. (vergl. insbeſondere § 131) der 
Landgemeindeordnung herbeizuführen. 
Was die bereits beſtehenden Zweckverbände betrifft, 
۶ا‎ iſt zu beachten, daß gemäß § 131 Abſ. 1 auf die 
eſammtarmen verbände die Beſtimmungen des Titels 
der Landgemeindeordnung ſinngemäße Anwendung 
finden. Dieſe Verbände ſind daher, ſobald die Ge⸗ 
meindeverſammlungen (Gemeindevertretungen) neu ge⸗ 
ldet ſein werden, zu veranlaſſen, daß ſie ihre Statulen 
dementſprechend einer Umarbeitung unterziehen. Kommt 
ein anderweites zur Beſtätigung geeignetes Statut durch 
freie Vereinbarung der Betheiligten nicht zu Stande, 
10 iſt daſſelbe nach Anhörung der letzteren durch den 
Kreisausſchuß, oder, falls eine Stadtgemeinde betheiligt 
iſt, durch den Bezirksausſchuß feſtzuſtellen. (88 137, 
138.) Was die ſonſtigen bereits beſtehenden Zweckver⸗ 
verbände betrifft, ſo iſt, wenn ſie ihren Aufgaben ge⸗ 


Ueber die Organiſation, die Verfaſſung und Ver⸗ 
waltung der neuzubildenden Zweckverbände enthalten 
die 88 132 nähere Beſtimmungen, welche einer Erläule⸗ 
rung zunächſt nicht bedürftig erſcheinen. — 

Bis zum 1. Januar 1893 haben die Landräthe 
eine Nachweiſung der eingeleiteten Verbandsbildungen 
einzureichen, aus welcher erſichtlich iſt, zu welchem Ziele 
die Verhandlungen gelangt ſind, oder in welcher Lage ſich 
dieſelben befinden. Die Nachweiſung iſt in gleicher 
Weiſe wie die unter 2 weiterzubefördern. 

6. Betheiligung von Stadtgemeinden bei den unter 
2, 3, 4, 5 erörterten Maßnahmen ($ 2 Nr. 6, 8 188). 

Die erörterten Maßnahmen finden auch auf 
Stadtgemeinden Anwendung, wenn es ſich darum handelt, 
Landgemeinden und Gutsbezirke oder abgetrennte Theile 
derſelben mit einer Stadtgemeinde zu vereinigen, oder 
Theile einer Stadtgemeinde abzutrennen und mit Land⸗ 
gemeinden oder Gutsbezirken zu vereinigen oder zu 
neuen ländlichen Bezirken zu geſtalten, oder Stadt⸗ 
gemeinden mit Landgemeinden und Gutsbezirken zu 
Zweckverbänden zu vereinigen. Hierdurch erleiden die 
Vorſchriften in § 2 der Städteordnung vom 30. Mai 


nügen und die Betheiligten nicht ſelbſt ihre Umgeſtal⸗ 1853 von Abſatz 3 ab gewiſſe Abänderungen, während 
tung beantragen, deren unverändertes Fortbeſtehen durchſes bezüglich der Einverleibung bezirksfreier Grundſtücke 
das Geſetz nicht ausgeſchloſſen. Soweit aber eine nähere in den Bezirk einer Stadtgemeinde bei der beſtehenden 


Prüfung der Verhältniſſe ergiebt, daß beſtehende Zweck⸗ 
verbände in ihrer dermaligen Geſtaltung den Anforde⸗ 
rungen, welche an ſie geſtellt werden müſſen, nicht in 
ausreichender Weiſe entſprechen, iſt deren Umgeſtaltung 
nach Maßgabe der neuen Beſtimmungen herbeizuführen. 

Anlangend das Verfahren wegen Bildung von 
Zweckverbänden, ſo erfolgt dieſelbe nach Anhörung der 
beteiligten Gemeinden und Gutsbeſitzer im Falle ihres 
Einverſtändniſſes durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes; 
auf Beſchwerde gegen dieſen Beſchluß hat endgültig der 
Bezirksausſchuß zu beſchließen. Wenn ein Einverſtändniß 
der Betheiligten nicht zu erzielen iſt, ſo kann das Ein⸗ 
verſtändniß durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes erfeb! 
werden, ſofern das öffentliche Intereſſe dies erheiſcht, 
ohne daß der Kreisausſchuß bei Beurtheilung der Frage 
des öffentlichen Intereſſes hier an beſtimmte Voraus⸗ 
ſetzungen gebunden wäre; auf Beſchwerde gegen den 
Beſchluß des Kreisauſſes beſchließt endgültig der Be⸗ 
zirksausſchuß. Die Verbandsbildung ſelbſt erfolgt in 
dem Falle mangelnden Einverſtändniſſes der Betheiligten 
nicht durch die Beſchlußbehörden, ſondern durch den 
Oberpräſidenten ($ 128). Demnach iſt der Ober: 
präſident nicht befugt, in den Fällen, in welchen ein 
Einverſtändniß der Betheiligten über die Bildung eines 
Zweckverbandes nicht zu erzielen iſt, eine ſolche Ver⸗ 
bandsbildung im Widerſpruche mit den Beſchlüſſen der 
Selbſtyerwaltungsbehörden durchzuführen; es ſteht ihm 


Vorſchrift bewendet (§ 2 Nr. 1; 8 2 Abſ. 2 der 
Städteordnung und § 8 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
1. Auguſt 1883). 

In allen obenbezeichneten Fällen ſind die leiten⸗ 
den Grundſätze und iſt das Verfahren im Weſentlichen 
das Gleiche wie oben unter 2, 3, 4, 5 angegeben, ab⸗ 
geſehen davon, daß an Stelle des Landrathes der 
Regierungspräſident, an Stelle des Kreisausſchuſſes der 
Bezirksausſchuß tritt, und von den ſonſtigen Abände⸗ 
rungen in Betreff der Zuſtändigkeit, welche ſich aus 
der Natur der Sache und aus den beſonderen Vor⸗ 
ſchriften in § 2 Nr. 6 und § 138 ergeben. 

In den oben unter 2, 3, 5 angeordneten Nach⸗ 
weiſungen ſind die Fälle, in denen eine Stadtgemeinde 
mitbetheiligt iſt, beſonders hervorzuheben. 

7. Umwandlung von Stadtgemeinden in Landgemeinden 
und umgekehrt (§ 1 Abſ. 2). 

Nach § 1 Abſ. 2 kann Stadtgemeinden die An⸗ 
nahme der Landgemeindeordnung und Landgemeinden 
die Annahme der Städteordnung auf ihren Antrag nach 
Anhörung des Kreistages und Provinziallandtages durch 
Königliche Verordnung geſtattet werden. In den ft 
lichen Provinzen iſt eine Reihe großer Landgemeinden 
mit hoher Einwohnerzahl vorhanden, welche einen vor⸗ 
wiegend ſtädtiſchen Charakter haben. Für ſolche Orte 
iſt die Landgemeindeordnung vielfach nicht die anges 
meſſene Form zur Entfaltung des kommunalen Lebens; 


wie fie ihrem ganzen Weſen nach Städte find, jo würde vorſteher mit den ihm zur Unterſtützung und Vertretung 
ſich die ſtädtiſche Verfaſſung nicht nur weit mehr für beigegebenen Schöffen und die Gemeindeverſammlung. 
ſie eignen, ſondern ſie würden durch Einführung der⸗Unter dem Gemeindevorſteher ſtehen die für einzelne 
ſelben eine Förderung in ihren wichtigſten Lebensin⸗ Dienſtzweige oder Dienſtverrichtungen ernannten Ge⸗ 
iereſſen erfahren. Andererſeits kommen in den öſtlichen meindebeamten. 

Provinzen viele kleine Städte mit nur geringer Ein⸗ An Stelle der Gemeindeverſammlung tritt, wo 
wohnerzahl vor, welche vorzugsweiſe auf den Landbau dieſe zu zahlreich ſein würde, oder aus anderen Gründen 
angewieſen, an dem größeren Verkehre nur in geringem ſeine ortsſtatutariſche Regelung ſtattgefunden hat, eine 
Maße Theil nehmen, ſomit einen dorfähnlichen Charakter gewählte Gemeindevertretung. Für größere Gemeinden 
haben. Solchen kleinen Städten vermag die ſtädtiſche kann die Einrichtung getroffen werden, daß die wichtigeren 
Verfaſſung keine Vortheile zu gewähren, da fie der ihren Geſchäfte des Gemeindevorſtehers von einem kollegiali⸗ 
Verhältniſſen entſprechenden Einfachheit entbehrt undſſchen Gemeindevorſtande, beſtehend aus dem Gemeinde⸗ 


unnütze Koſten verurſacht. vorſteher und den Schöffen, verſehen werden. 
Unter der gegenwärtigen Geſetzgebung hat ſich I. Die Gemeindeverſammlung. 
det Umwandlung kleiner Städte in Landgemeinden — 1. Stimmrecht. 
abgeſehen von dem ungeordneten, unſicheren Zuſtande Die Gemeindeverſammlung beſteht zunächſt aus 


der ländlichen Gemeindeverfaſſung — namentlich das den ſtimmberechtigten Gemeindeangehörigen. Welche Ge⸗ 
Bedenken entgegengeſtellt, daß dadurch eine Anzahl der meindeangehörigen nach ihren perſönlicheu und wirth⸗ 
bisher Stimmberechtigten, nämlich die nicht mit einem ſchaftlichen Eigenſchaften als ſtimmberechtigt anzuſehen 
Wohnhauſe angeſeſſenen Gemeindebürger, das Bürger⸗ ſind, ergiebt ſich aus 88 41 bis 44 und 8 45 Abſ. 3. 
recht verlieren würden. Dieſe Schwierigkeit erſcheint Außerdem ſind ſtimmberechtigt in der Gemeindeverſamm⸗ 
nunmehr durch die Beſtimmungen im § 4! beſeitigt. lung Auswärtswohnende, juriſtiſche Perſonen und Ge: 
Auch wird die Annahme der Landgemeindeordnung für ſellſchaften nach Vorſchrift des § 45 Abſ. 1 und 2, 
ſolche Städte, welche zwar eine nicht ganz unerhebliche wenn ſie Grundbeſitz von dem Umfange oder Werthe 
Einwohnerzahl aufweiſen, im Uebrigen aber von größeren einer „Ackernahrung, welche zu ihrer Bewirthſchaftung 
Landgemeinden nicht weſentlich verſchieden find, durch die Haltung von Zugvieh erfordert,“ im Gemeindebezirk 
die nach 8 74 Abſ. 6 und § 75 Abſ. 2 gebotene Mög: haben. 


lichkeit der Einrichtung eines kollegialiſchen Gemeinde: Jedem Stimmberechtigten ſteht der Regel nach 
vorſtandes und der Anſtellung eines beſoldeten Ge Eine Stimme zu. 
meindevorſtehers erleichtert. Als Gemeindeglieder werden diejenigen Gemeinde⸗ 


Die Bewegungen des Gemeindelebens, welche durch angehörigen bezeichnet, welchen das Stimm⸗ und Wahl: 
das Inkrafttreten der Landgemeindeordnung entſtehen, recht und das Recht zur Bekleidung unbeſoldeter 87 
werden mannigfache Anläſſe zu der Erwägung bieten, zuſteht. 
ob die Annahme der Städteordnung Seitens einzelner 2. Mehrfache Stimmen. 
größerer Landgemeinden mit vorwiegend ſtädtiſchem Stimmberechtigte, welche von ihrem Grundbeſitz 
Charakter und die Annahme der Landgemeindeordnung im Gemeindebezirk an Grund⸗ und Gebäudeſteuer 
Seitens einzelner dorfartiger Städte ſich empfiehlt. Fälle 20 Mark oder mehr zahlen, haben zwei Stimuen, 


dieſer Art find durch den Regierungspräſidenten feſtzu⸗ 50 = a 2 se drei a 

ſtellen und eintretendenfalls die Verhandlungen mit den] 100 = : 5 : „vier 
bezüglichen Gemeinden wegen anderweiter Regelung ihrer Die Gewerbetreibenden der drei oberſten Gewerbe⸗ 
Gemeindeverfaſſung einzuleiten. ſteuerklaſſen nach dem Geſetz vom 24. Juni 1891 
Berlin, den 28. Dezember 1891. (G.⸗S. S. 205) haben ein in entſprechender Weiſe ver⸗ 
Der Minifter des Innern. mehrtes Stimmrecht (§ 48 Nr. 2 Abſ. 3). Für das 
Herrfurth. Jahr 1892/93 gelten die in der Anweiſung I A zu a 

- — تے‎ Abſatz 3 dargelegten ۰+ 

Anweifung III Auf Antrag des Kreisausſchuſſes können durch 


zur Ausführung der Landgemeindeordnung für Beſchluß des Provinziallandtages die vorſtehenden Grund: 
die ſieben öftlihen Provinzen der Monarchieſund Gebäudeſteuerſätze von 20, 50 und 100 Mk. erhöht 


vom 3. Juli 1891 (G.⸗S. S. 233), oder — höchſtens jedoch um die Hälfte — erniedrigt 
betreffend werden; in gleicher Weiſe kann die Stimmenzahl, zu 

die Verfaſſung und Verwaltung der welcher die im Geſetz erwähnten Steuerſätze berechtigen, 
Landgemeinden“) um eins (d. i. auf drei, vier, fünf) erhöht werden 


a نت‎ (§ 48 Nr. 2 Abſ. 1 und 2). Durch eine Erhöhung 

A. Die Organiſation der Landgemeinden. der Fee der Angeſeſſenen wird eine entſprechende 
٥ 7 in. [Erhöhung der Stimmenzahl der Gewerbetreibenden von 

*) Die of ähere Bezeichnung angeführten P : . enn der Kreisausſchuß beſchließt, eine derartige 
ſind die er erung vom 3. Juli 1891. وا‎ Abänderung der gefeglichen Regel bei dem Provinzial⸗ 


ہیں نے 


landtage zu beantragen, ſo hat ber Landrath die Ge⸗ 
meindeverſammlung über dieſe Abänderungsvorſchläge 
zu Voten und durch Vermittelung des Regierungspräſiden⸗ Ordnungswidriges Benehmen eines Mitgliedes in der 
an die ſämmtlichen Perhandlungen dem Oberpräſidenten Verſammlung kann durch Ortsſtatut nach Maßgabe des 
einzureichen, von welchem fie mit einer gutachtlichen § 112 unter Strafe geſtellt werden. 

Aeußerung dem Provinztallandtage vorzulegen find. 7. Sitzungen. 

Es iſt jedoch zu beachten, daß, wenn einem Wohn⸗ Die Gemeindeverſammlungen ſollen in der Regel 
hausbeſitzer auf Grund der von ihm entrichteten Zrund⸗ nicht in Wirthshäuſern oder Schänken abgehalten wer⸗ 
und Gebäudeſteuern und zugleich in feiner Eigenſchaft[ den (§ 104); als Zuhörer können die in § 109 
als Gewerbetreibender eine Mehrheit von Stimmen bezeichneten Perſonen theilnehmen. Die Beſchlüſſe ſind 
gebühren ſollte, dieſe Stimmen nicht zuſammenzurechnen unter Angabe des Tages und der Anweſenden in ein 
"md, ſondern nur die größere Zahl zum Anſatze kommt. beſonderes Buch einzutragen und von dem Vorſitzenden 

Kein Stimmberechtigter darf auf vorſtehende und wenigſtens 2 Mitgliedern der Verſammlung zu 
Weiſe mehr als ein Drittel aller Stimmen auf ſich ver⸗ unterzeichnen (§ 111). Der Schriftführer braucht 
einigen; geſchieht dies, ſo muß eine Herabſetzung ſtatt⸗ nicht zu den Mitgliedern der Gemeindeverſammlung zu 
linden, welche von dem Gemeindevorſteher herbeizuführen gehören. 

8. Beſchlußfähigkeit. 


iſt (§ 48 Nr. 3). 
3. Kollektivſtimmen. Zur Beſchlußfähigkett der Gemeindeverſammlung 
Andererſeits ſieht das Geſetz einen Fall vor, in gehört, daß mehr als ¼ der ſtimmberechtigten „Ges 
welchem nicht jeder Stimmberechtigte eine volle Stimme meindemitglieder“ anweſend find ($ 106 Abf. 1); die 
nicht gemeindeangehörigen Stimmberechligten und die 


dat. Die Gemeindeangehörigen, welche nicht wegen 
ihres Grundbeſitzes, ſondern wegen ihres Einkommens Vertreter bleiben alſo bei dieſer Berechnung außer Be⸗ 
immberechtigt find, ſollen nämlich zuſammen nicht mehr tracht. Bei jeder Vorladung iſt ausdrücklich darauf 
als ein Drittel der Stimmen führen, alſo höchſtens hinzuweiſen, daß die Nichterſcheinenden ſich den Beſchlüſſen 
halb ſo viel Stimmen als die übrigen Stimmberechtig⸗ der Erſcheinenden zu unterwerfen haben. Erfolgt wegen 
ten. Ueberſteigt die Anzahl der nicht angeſeſſenen Ge Beſchlußunfähigkeit der Verſammlung die Vorladung zu 
einer neuen Verſammlung, ſo kommt es auf die Zahl 


meindeglieder den dritten Theil der Geſammtzahl der 
der Erſcheinenden nicht weiter an; hierauf iſt bei der 


itglieder der Gemeindeverſammlung, ſo haben die 
erſteren ihr Stimmrecht durch eine jenen Verhältniſſen zweiten Vorladung hinzuweiſen (Abſ. 3 und 4 a. a. O.). 
9. Geſchäftskreis. 


eniſprechende Anzahl von Abgeordneten auszuüben, welche 
Anlangend den Geſchäftskreis der Gemeindever⸗ 


e aus ihrer Mitte auf die Dauer von ſechs Jahren 
wählen. ($ 48 Nr. 1). Die Wahl erfolgt auf Ein ſammlung, fo hat dieſelbe über alle Gemeindeangelegen⸗ 
ladung und unter Leitung des Gemeindevorſtehers. heiten zu beſchließen, ſoweit ſie nicht ausdrücklich durch 
4. Stellvertretung. Geſetzt dem Gemeindevorſteher (Gemeindevorſtand) über⸗ 
Das Stimmrecht iſt in der Regel perſoͤnlich aus⸗wieſen find. Ueber andere als Gemeindeangelegenheiten 
zuüben. Auswärtswohnende können ſich durch männliche darf die Gemeindeverſammlung nur berathen, ſoweit ſie 
Gemeindeglieder vertreten laſſen oder ſelbſt erſcheinen; durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen oder Aufträge 
weibliche und unſelbſtſtändige Perſonen, juriſtiſche Per der Aufſichtsbehörde dazu berufen iſt (8 102). 
ſonen und Geſellſchaften können nur durch Vertreter in II. Die Gemeindevertretung. 
der vom Geſetz näher geregelten Weiſe ihr Stimmrecht 1. Einführung der Gemeindevertretung. 
ausüben (SS 46, 47). Der Gemeindevorſteher hat im Beträgt die Zahl der Stimmberechtigten mehr als 
Zweifelsfalle eine durch Mehrheitsbeſchluß zu treffende 40, fo tritt an Stelle der Gemeindeverſammlung eine 
Eniſcheidung der Gemeindeverſammlung über die Gültig⸗ Gemeindevertretung. Die Wahl derſelben iſt — er⸗ 
forderlichenfalls von Auffihtswegen — ſoſort zu ver⸗ 


keit der Legitimation der Vertreter herbeizuführen. 
5. Liſte der Stimmberechtigten. anlaſſen, ſobald die berichtigte Lifte (f. oben 1. 5) mehr 
Die nach Nr. A 1 und B 1 der Anweiſung J., als 40 Stimmberechtigte nachweiſt. Bei geringerer Zahl 
lant die Bildung einer Gemeindevertretung durch Orts⸗ 


betreffend die erſtmalige Bildung der Gemeindever⸗ ٠ 
ſammlungen und Gemeindevertretungen, vom 7. Novem- tatut eingeführt oder im öffentlichen Intereſſe durch den 
Kreisausſchuß angeordnet werden (§ 49 Abſ. 1 und 2). 


der 1891 endgültig feſtgeſtellte Lifte der Stimmberechtig⸗ 

ten iſt unter Berückſichtigung der im Laufe der Zeit Da wo bereits jetzt eine Gemeindevertretung beſteht, 
eintretenden Veränderungen fortzuführen und in Gemäß⸗ = 2 dabei nach Maßgabe des 8 147 Ab. 1 fein 
ewenden. 


hett der §§ 39 und 56 alljährlich im Januar zu be: 
| 2. Zuſammenſetzung: Wahl der Gemeindeverordneten. 


richtigen. 

> 6. Vorſitz. Die Gemeindevertretung beſteht außer dem Ge⸗ 
e Den Vorſitz in der Gemeindeverſammlung führt meindevorfteher und den Schöffen aus Gemeindever⸗ 
der Gemeindevorſteher oder der ihn vertretende Schöffe ordneten, welche von den Stimmberechtigten aus ihrer 
(f. II., 2); bei Stimmengleichheit giebt feine Stimme Mitte auf ſechs Jahre gewählt werden. Die Zahl der 
den Ausſchlag ($ 88 Abſ. 2, 8 107.) Er beruft biel Gemeindeverordneten beträgt das Dreifache der Zuerſt⸗ 


Verſammlung, ſo oft die Geſchäfte es erfordern (§ 104), 
leitet dieſelbe und handhabt die Sitzungspolizei (§ 110.) 


ae. 


— 


genannten, kann aber durch Statut auf 12, 15, 180 mehr befteht, Amtshandlungen deshalb nicht mehr von 
oder 24 erhöht werden (§ 49 Abſ. 3). Eine Erhöhung ihm, ſondern nur von feinem Stellvertreter vorgenommen 
der Zahl der Gemeindeverordneten wird zweckmäßiger werden können. 


Weiſe nur in denjenigen Gemeinden in Anregung zu 


bringen fein, bei denen umfangreiche kommunale Auf- waltung der Gemeinde; 


Der Gemeindevorſteher führt die laufende Ver⸗ 
der Kreis ſeiner Geſchäfte iſt 


gaben zu löſen find, oder ein größeres Gemeindever⸗ hauptſächlich in § 88 beſtimmt. Er iſt Organ des 


mögen zu verwalten iſt. 
Nicht wählbar find die in § 53 bezeichneten 
Perſonen. 


Die Wahl erfolgt nach dem Dreiklaſſenſyſtem nach ſtützung und Vertretung die 


Amtsvorſtehers (88 90, 91). 
2. Schöffen. 
Dem Gemeindevorſteher ſtehen behufs ſeiner Unter⸗ 
Schöffen zur Seite, deren 


Maßgabe der 88 50, 51, wonach jeder Stimmberechtigte Zahl in der Regel zwei beträgt, aber durch Ortsſtatut 
in ſeiner Klaſſe eine Stimme hat, jede Klaſſe ein bis auf ſechs vermehrt werden kann. Wo die Zahl der 
Drittel der Gemeindeverordneten wählk, ohne an die Schöffen nach der bisherigen Ortsverfaſſung eine größere 
Angehörigen der Klaſſe gebunden zu ſein. Mindeſtens als zwei geweſen iſt, aber die Zahl von ſechs nicht 
zwei Drittel aller Mitglieder der Gemeindevertretung überſteigt, verbleibt es hierbei bis zu anderweiter orts⸗ 
müffen Angeſeſſene fein; die hiernach zuläſſige Zahl der ſtatutariſcher Feſtſetzung. Ortsſtatuten oder Ortsver⸗ 
zu wählenden Nichtangeſeſſenen wird auf die drei Klaſſen faſſungen, nach welchen die Zahl der Schöffen mehr 
nach Maßgabe des § 52 möglichft gleich vertheilt Die als ſechs beträgt, treten außer Kraft. Bei der Frage, 
Wahlen erfolgen auf ſechs Jahre; alle zwei Jahre ob eine ſolche anderweite ſtaiutariſche Regelung in Ans 
ſcheidet ein Drittel der Gewählten aus und wird durch ſregung zu bringen fein wird, ift zu berückſichtigen, daß 
Neuwahlen erſetzt; die näheren Beſtimmungen über die die größere Zahl der Schöffen auch eine entſprechende 
Wahlen find in 88 54 bis 64 enthalten. Vermehrung der Zahl der Gemeindeverordneten bedingt. 

Was die Wahl nach Wahlbezirken betrifft, fo iſt Beträgt die Zahl nur zwei, ſo iſt noch ein ſtellver⸗ 
zu beachten, daß die Bildung der letzteren ſich auf alle | tretender Schöffe zu wählen. Vater und Sohn ſowie 
oder einzelne der drei Klaſſen erſtrecken kann, jedoch Brüder dürfen nicht gleichzeitig Gemeindevorſteher und 
immer nur für ſolche Klaſſen zuläſſig iſt, welche mehr Schöffen fein. Die Schöffen werden auf ſechs Jahre 


als 500 Wähler umfaſſen ($ 51 Abſ. 1). 


gewählt; wegen der Wählbarkeit, der Wahl und der 


) 
3. Beſchlußfähigkeit, Vorſitz, Sitzungen, Geſchäftskreis. Beſtätigung gelten im übrigen die in Betreff des Ge⸗ 


Die Gemeindevertretung tft beſchlußfähig, 


mehr als die Hälfte der Mitglieder anweſend find|bis 5, 


(S 106 Abſ. 2). Unentſchuldigtes Ausbleiben kann 
durch Ortsſtatut nach Maßgabe der Vorſchriften in 
8 112 unter Strafe geſtellt werden. 

Im Uebrigen kommen in Betreff des Vorſitzes 
der Zuſammenberufung, der Abhaltung der Sitzungen 
und des Geſchäfiskreiſes die für die Gemeindever⸗ 
ſammlung gegebenen Beſtimmungen zur Anwendung 
) oben I.). 
ا11‎ Der Gemeindevorſteher und die ſonſtigen Gemeinde: 

beamten. 

Der Gemeindevorſteher wird von der Gemeindever⸗ 
ſammlung (Gemeindevertretung) aus der Mitte der Ses 
meindeglieder gewählt. Die Wahl erfolgt durch Stimm⸗ 
zettel nach näherer Beſtimmung der §§ 76 bis 83 


wenn meindevorſtehers gegebenen Beſtimmungen (§ 74 Abſ. 2 


8 75). 

Die Vertretung des Gemeindevorſtehers erfolgt in 
der Regel durch den dem Dienſtalter nach, bei gleichen 
Dienſtalter durch den dem Lebensalter nach älteſten 
Schöffen. 

In Betreff der Ausführung der Gemeindebeſchlüſſe 
über die Benutzung des Gemeindevermögens hat der 
Gemeindevorfteber eine Berathung mit den Schöffen 
eintreten zu laſſen 8ؤ)‎ 113, 88 Abſ. 4 Nr. 3). 

3. Ehrenamtliche Stellung. 

Das Amt des Gemeindevorſtehers und der Schöffen 
iſt ein Ehrenamt, für das keine Beſoldung gewährt 
wird. Der Gemeindevorſteher hat den Erſatz ſeiner 
baaren Auslagen und die Gewährung einer mit ſeiner 
Mühewaltung in billigem Verhältniſſe ſtehenden Ent⸗ 


Die Wahlperiode beträgt ſechs Jahre, kann aber, und ſchädigung zu beanſpruchen. Den Schöffen kommt in 
zwar auch bei den zur Zeit des Inkrafttretens der der Rege! nur der Erſatz ihrer baaren Auslagen zu 
Landgemeindeordnung im Amte befindlichen Gemeinde- (§ 86). 


vorſtehern, nach Ablauf der erſten drei Jahre auf 
zwölf Jahre erſtreckt werden ($ 75 Abſ. 1). Die 


4. Beſoldete Gemeindevorſteher. 
In Gemeinden mit mehr als 3000 Einwohnern 


Wahl bedarf ſowohl bei der erſten Wahl als bei einer kann die Gemeindevertretung die Anſtellung eines 
Verlängerung der Wahlperiode der Beſtätigung durch beſoldeten Gemeindevorſtehers beſchließen, deſſen Wahl 
den Landrath, welche nur unter Zuſtimmung des Kreis- auf zwölf Jahre erfolgt und nicht auf die Gemeinde: 
ausſchuſſes verſagt werden kann ($ 84). glieder beſchränkt iſt (§ 75 Abſ. 2). Die Anwendung 

Es iſt, erforderlichenfalls von Aufſichtswegen, dieſer Beſtimmung wird ſich, da dem Amte des Ger 
darauf zu halten, daß rechtzeitig vor Ablauf der Wahl⸗ meindevorſtehers der Charakter eines unbeſoldeten Ehren⸗ 
periode die Neuwahl vorgenommen und deren Beſtätigung amts thunlichſt zu erhalten iſt, nur in dem Falle 
herbeigeführt wird, da nach Ablauf der Wahlperiode die empfehlen, wenn der Umfang der Gemeindeverwaltung 
Amtseigenſchaft des früheren Gemeindevorſtehers nicht lein derartig geſteigerter iſt, daß er die Kräfte einer 
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ehrenamtlichen Verwaltung überſteigt und die Anſtellung die Beauffichtigung der Gemeindeanſtalten, für 
eines Berufsbeamten unentbehrlich erſcheinen läßt. Liegt welche eine beſondere Verwaltung eingeſetzt iſt 
ledoch dieſer Fall vor, fo iſt es auch die Aufgabe der ($ 88 Abſ. 4 Nr. 3); 

Aufſichtsbehörde, dieſe Einrichtung in den bezüglichen; e) die Anweiſung der Einnahmen und Ausgaben der 


Gemeinden in Anregung zu bringen, falls dieſe ſich nicht Gemeinde und die Beaufſichtigung des Rechnungs⸗ 
aus eigenem Antriebe hierfür entſcheiden. und Kaſſenweſens (§ 88 Abſ. 4 Nr. 4); 
5. Andere beſoldete Gemeindebeamte. f) die Vertheilung der Gemeindeabgaben und Dienſte 

Für einzelne Dienſtzweige oder Dienſtverrichtungen und die Anordnungen wegen ihrer Einziehung und 
kann nach § 117 überall die Anſtellung beſoldeter Ge⸗ Ausführung (§ 88 Abſ. 4 Nr. 8); 
meindebeamten (Gemeindeeinnehmer, Gemeindeſchreiber, g) die Aufſtellung des Voranſchlags (§ 119 ADT. 1) 

emeindediener u. ſ. w.) von der Gemeinde beſchloſſen und 

werden. Die Anſtellung der Gemeindebeamten hat durch! b) da, wo ein beſonderer Gemeindeeinnehmer beſtellt 
den Gemeindevorſteher zu erfolgen. Inwieweit dieſe iſt, die Vorprüfung der von ihm einzureichenden 
Beamten ſtaatlicher Beſtätigung unterliegen, beſtimmt Gemeinderechnung ($ 120 Abſ. 2). 
ſich nach den beſonderen Geſetzen. Wegen der Gehalts⸗ Ueber das Verfahren des Gemeindevorſtandes trifft 
und Penſionsverhältniſſe derſelben enthält § 118 dieſ d 89 in Abſ. 2 bis 4 die näheren Beſtimmungen. 
näheren Vorſchriften. Ueber die Kautionsleiſtung des Die Einrichtung eines kollegialiſchen Gemeinde⸗ 


Gemeindeeinnehmers hat die Gemeinde zu beſchließen. vorſtandes iſt an eine Mindeſtzahl der Einwohner nicht 
6. Aufhebung der mit Beſitz von Grundſtücken verbun⸗ geknüpft. Für die Frage feiner Einführung werden 
denen Verwaltung des Schulzenamtes. neben der Einwohnerzahl und dem Umfang der Geſchäfte 
Durch die §§ 92 bis 101 werden die für dieſauch noch andere, insbeſondere perſönliche Verhältniſſe 
Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, Brandenburg, in Betracht zu ziehen zu fein, und es wird ſtets einer 
Pommern, Schleſien und Sachſen durch die §§ 36 bis näheren Prüfung im Einzelnen bedürfen, ob es den 
45 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 er⸗Intereſſen der Gemeindeverwaltung entſpricht, die oben 
laſſenen Beſtimmungen über die Aufhebung der mit demſerwähnten Geſchäfte einem Kollegium an Stelle eines 
Beſitze gewiſſer Grundſtücke verbundenen Berechtigung Einzelbeamten zu übertragen. 
und Verpflichtung zur Verwaltung des Schulzenamtes In Gemeinden, deren Verhältniſſe einfach und 
aufrechterhalten und auf die Provinz Poſen ausgedehnt. gleichartig geſtaltet find, und deren Einwohner der Haupt⸗ 
Demgemäß finden von dem Inkrafttreten der Landge⸗ſache nach Landbau treiben, kann trotz beträchtlicher 
meindeordnung an die Vorſchriften im dritten Abfchnitte] Seelenzahl die laufende Gemeindeverwaltung meiſt ſehr 
der unter dem 20. September 1873 erlaſſenen In⸗ wohl von einem Einzelbeamten geführt werden. In 
ſtruktion zur Ausführung der drei erſten Abſchnitte der [Gemeinden mit verwickelteren Verhältniſſen und Dors 
Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 (M.⸗Bl. 1873 wiegend ſtädtiſchem Charakter, wie namentlich in manchen 
S. 258) auch auf die Provinz Poſen ſinngemäße An⸗ Vororten größerer Städte, wird andererſeits oft die 
wendung. Einführung eines kollegialiſchen Gemeindevorſtandes 
IV. Der Gemeindevorſtand. zur Förderung des Gemeindelebens und zur Hebung der 
Einführung des Gemeindevorſtandes; Geſchäftskreis. Gemeindeverwaltung dienen können. Insbeſondere wird 
In größeren Gemeinden kann nach § 74 Abſ. 6ſſie häufig einen angemeſſenen Uebergang von der Land⸗ 
durch Ortsſtatut ein aus dem Gemeindevorſteher undſgemeindeverfaſſung zur ſtädtiſchen Verfaſſung in ſolchen 
den Schöffen beſtehender kollegialiſcher Gemeindevorſtand Orten bilden, deren Entwickelung auf die Verleihung 
eingeführt werden. Dem Gemeindevorſtande können der letzteren hinweiſt. 
nach § 89 Abſ. 1 durch das Ortsſtatut folgende Geſchäfte Ob hiernach die Einführung eines kollegialiſchen 
und Befugniſſe des Gemeindevorſtehers, alle oder einzelne, Gemeindevorſtandes zuläſſig und zweckmäßig iſt, hat in 
übertragen werden: erſter Linie die Gemeinde ſelbſt bei Beſchlußfaſſung über 
a) die Beſchlußfaſſung auf Beſchwerden und Ein⸗ das gemäß § 74 Abſ. 6 nothwendige Ortsſtatut, dem: 
ſprüche, betreffend das Recht der Mitbenutzung nächſt aber auch der Kreisausſchuß bei Ertheilung der 
der öffentlichen Gemeindeanſtalten und der Theil⸗ nach 8 6 Abſ. 2 für das Ortsſtatut erforderlichen Ge⸗ 
nahme an den Gemeindenutzungen (SS 9, 71); nehmigung zu prüfen. 
b) die Obliegenheiten des Gemeindevorſtehers, bei — 
der Bildung von Wahlbezirken für die Wahl der] B. Das Abgabeweſen der Landgemeinden. 
Gemeindeverordneten (§ 51); Die Beiträge, welche von den Landgemeinden be⸗ 
ec) die Vorbereitung der Beſchlüſſe der Gemeindever⸗ hufs Erfüllung ihrer Aufgaben erhoben werden können, 
ſammlung oder Gemeindevertretung (§ 88 Abſ. 40 ſcheiden ſich in Abgaben (im engeren Sinne), Gebühren 
Nr. 2); und Dienſte; die Abgaben wiederum in direkte und in⸗ 
d) die Ausführung der Gemeindebeſchlüſſe, die laufende direkte. Direkte Gemeindeabgaben können nach § 11 
Verwaltung des Vermögens und der Einkünfte nur vom Einkommen, vom Grundbeſitze und vom Ge⸗ 
der Gemeinde ſowie der Gemeindeanſtalten, für werbebetriebe erhoben werden. Durch dieſe Beſtimmung 
welche eine beſondere Verwaltung nicht beſteht undliſt indeſſen nicht beabsichtigt, andere Gemeindeabgaben, 
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welche bisher erhoben und zuweilen den direkten beige⸗ der Heranziehung ganz frei gelaſſen oder, während im 
zählt worden find, insbeſondere die Hundeſteuer, zu be⸗ Allgemeinen der Prozentſatz des Zuſchlages zur Staats⸗ 
ſeitigen; bei dem ohnehin ſchwankenden Begriff der einkommenſteuer ein gleicher fein muß, zu einem geringe: 
direkten und indirekten Steuern ſteht vielmehr nichts im ren Prozentſatze herangezogen werden; der auf Frei⸗ 
Wege, ſolche fortan den indirekten Gemeindeabgaben bei⸗ laſſung oder geringere Heranziehung lautende Gemeinde⸗ 
zuzählen und weiter zu erheben. beſchluß bedarf der Zuſtimmung des Kreiausſchuſſes. 

Daß die Korporationen ihre Ausgaben zunächſt Die Heranziehung der unter 1 b bezeichneten 
durch die Einnahmen aus ihrem Vermögen zu decken juriſtiſchen Perſonen und Geſellſchaften u. f. w. erfolgt 
und nur zur nothwendigen Ergänzung derſelben Ab⸗ gleichfalls durch Zuſchläge zur Staatseinkommenſteuer, 
gaben erheben ſollen, ift ein allgemeiner Verwaltungs: |foweit fie Staatseinkommenſteuer entrichten; es find 
grundſatz, welcher für das Gemeindeabgabenweſen der dies nach § 1 Nr. 4 und 5 des Einkommenſteuer⸗ 
Landgemeinden in § 10 ausdrücklich Aufnahme ges geſetzes: 
funden hat und ſtreng zu beachten iſt. 

1. Gemeindeabgaben vom Einkommen. 
1. Abgabepflicht; Befreiungen. 

Den Gemeindeabgaben vom Einkommen unterliegen: 

a) die phyſiſchen Perſonen, welche in dem Ge: 
meindebezirke einen Wohnſitz haben )8 22 Abſ. 1 Nr. 1) 
ſowie nach Maßgabe des § 22 Abſ. 2 diejenigen, welche 
einen die Dauer von drei Monaten überſteigenden Auf⸗ haben. 
enthalt nehmen; Hierbei iſt zu bemerken, daß der für die ſtaat⸗ 

b) Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf liche Beſteuerung dieſer Geſellſchaften vorgeſchriebene 
Aktien, Berggewerkſchaften, eingetragene Genoſſenſchaften, Abzug von 3 ½ Prozent des Aktienkapitals 2. für die 
deren Geſchäftsbetrieb über den Kreis ihrer Mitglieder Berechnung der Gemeindeabgaben nicht ſtattfindet, viel⸗ 
hinausgeht, und juriſtiſche Perſonen, welche in dem mehr das volle Einkommen ohne dieſen Abzug heran⸗ 
Gemeindebezirk Grundbeſitz, gewerbliche Anlagen, Eiſen⸗ zuziehen iſt ($ 16 Abi. 1 und 3 a. a. O.). 
bahnen oder Bergwerke haben, Pachtungen, ſtehende Ge: Beſondere Gemeindeabgaben vom Einkommen. 
werbe, Eiſenbahnen oder Bergbau betreiben, hinſichtlich Die übrigen juriſtiſchen Perſonen und Geſellſchaften 
des ihnen aus dieſen Quellen zufließenden Einkommens; u. Î. w., welche zwar nicht dem Staate, aber der Ges 
desgleichen der Staatsfiskus bezüglich des Einkommens meinde gegenüber abgabepflichtig ſind, ſowie die unter 
aus den von ihm betriebenen Gewerbes, Eiſenbahn⸗ undſo bezeichneten Forenſen können durch Gemeindebeſchluß 
Bergbauunternehmungen, ſowie aus Domänen und nach Maßgabe der 88 1 bis 6 des Geſetzes vom 27. 
Forſten (5 22 ADI. 1 Nr. 2; § 1 Abi. 1, 2 des Ge⸗ Juli 1885 zu beſonderen Abgaben vom Einkommen 
ſetzes vom 27. Juli 1885 — G.⸗S. S. 327); herangezogen werden. Bei Ermittelung des jährlichen 

Auswärtige phyſiſche Perſonen, welche in dem Reineinkommens iſt im Allgemeinen nach den für die‏ رہ 
Gemeindebezirke Grundbeſitz, gewerbliche Anlagen, Eiſen⸗ Abschätzung zur Staatseinkommenſteuer geltenden Grund⸗‏ 
bahnen oder Bergwerke haben, Pachtungen, ſtehende Ge: ſätzen zu verfahren (§ 3 Abſ. 1 a. a. O‏ 
werbe, Eiſenbahnen oder außerhalb einer Gewerkſchaft Doppelbeſteuerungen.‏ 
Bergbau betreiben (Forenſen), hinſichtlich des ihnen aus In Anſehung der Vermeidung von Doppelbe⸗‏ 
dieſen Quellen zufließenden Einkommens (§ 22 Abſ. 1 ſteuerungen des Einkommens kommen nach § 25 über:‏ 
Nr. 2; § 1 Abſ. 3 des Geſetzes vom 27. Juli 1885). all die Beſtimmungeu der 88 7 bis 11 des Geſetzes‏ 

Hinſich lich der Befreiungen von den Einkommens⸗ vom 27. Juli 1885 zur Anwendung. 
abgaben treffen die §§ 29 bis 31 Beſtimmung. II. Gemeindeabgaben vom Grundbeſitz. 

2. Zuſchlagsabgaben der Staatseinkommen⸗ 1. Zuſchlagsabgaben und beſondere Abgaben. 

ſteuerpflichtigen. Die Gemeindeabgaben vom Grundbeſitze können 

Die Heranziehung der unter 1a bezeichnetenfals Zuſchläge zur ſtaaklichen Grund⸗ und Gebäudeſteuer 
Perſonen erfolgt durch Zuſchläge zur Staatseinkommen⸗ nach den Geſetzen vom 21. Mai 1861 (G ⸗S. S. 8 
ſteuer. Diejenigen Perſonen, welche nicht mehr alslund 317), oder als beſondere Gemeindeabgaben von 
900 Mk. Einkommen haben und daher keine Sraats⸗Grund⸗ und Gebäudebeſitz erhoben werden. Die Ge⸗ 
einkommenſteuer entrichten (§ 5 des Einkommenſteuer⸗ ſtaltung ſolcher beſonderen Grund⸗ und Gebäudeabgaben 
geſetzes vom 24. Juni 1891 — G.⸗S. S. 175 —),jift den Gemeinden — vorbehaltlich der Genehmigung 
werden zu einem fingirten Prinzipalſatze behufs Be⸗ des Kreisausſchuſſes und, ſoweit erforderlich, der Zentrale 
rechnung des Gemeindezuſchlags nach näherer Vorſchrift behörden — überlaſſen. Es dürfen jedoch derartige Ge⸗ 
des § 13 Abſ. 2 in Verbindung mit § 75 des Ein: meindeabgaben nicht im Widerſpruche ſtehen mit allge: 
kommenſteuergeſetzes veranlagt; dieſe Perſonen können meinen und insbeſondere den vom Staate in der 
indeſſen — und zwar ſowohl alle Perſonen von nicht Ordnung ſeines Steuerweſens zum Ausdruck gebrachten 
mehr als 900 Mk. Einkommen, als die von einem Grundſätzen, ſondern ſie müſſen ſich nach Maßgabe dieſer 
geringeren Betrag des Einkommens an abwärts, — von] Grundſätze als zweckmäßig und angemeſſen darſtellen. 


die Aktiengeſellſchaften, die Kommandik⸗ 
geſellſchaften auf Aktien und die Berggewerk⸗ 
ſchaften, welche in Preußen einen Sitz haben, die 
eingetragenen Genoſſenſchaften, deren Geſchäfts⸗ 
betrieb über den Kreis ihrer Mitglieder hinaus⸗ 
geht, und die Komſumvereine mit offenen Läden, 
ſofern letztere die Rechte juriſtiſcher Perſonen 
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Unter dieſer Vorausſetzung find z. B. zuläſſig Abgaben Die auf einem beſonderen Rechtstitel beruhenden 
zu Geſtalt einer Hausſteuer, einer Gebäudeſteuer nach Befreiungen einzelner Grundſtücke von den Gemeinde⸗ 


Maßgabe der Brandkaſſentaxe u. a. 
2. Abgabepflicht; Befreiungen. 
6 Abgabepflichtig find nach § 23 die innerhalb des 
emeindebezirks belegenen Grundſtücke und Gebäude, ſo⸗ 
weit ſie nicht nach § 26 befreit ſind. 

Was zunächſt die von der ſtaatlichen Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer befreiten, zu öffenilichen und ge⸗ 
meinnützigen Zwecken beſtimmten Grundſtücke betrifft, 
o iſt der bisherige Rechtszuſtand beibehalten worden 
Demnach find von dieſen Grundſtücken, wenn fie bereits 
bei Erlaß der Allerh. Kab.⸗Ordre vom 8. Juni 1834 ſtaats⸗ 
ſteuerfret waren, diejenigen gemeindeabgabefrei geblieben, 
welche damals gemeindeabgabefrei waren; diejenigen, 
von welchen damals Gemeindeabgaben entrichtet wurden, 
ſind zu deren Fortentrichtung verpflichtet geblieben. Die 
nach Erlaß der Kab.⸗Ordre vom 8. Juni 1834 zu 
öffentlichen und gemeinnützigen Zwecken erworbenen 
unbebauten Grundſtücke haben mit der Staatsſteuerfrei⸗ 
heit auch die Freiheit von den Gemeindeabgaben erlangt. 
Die nach dieſem Zeitpunkte zu gleichen Zwecken erwor⸗ 
benen Gebäude find dagegen trotz der Staatsſteuerfrei⸗ 


abgaben bleiben nach § 27 in ihrem bisherigen Umfange 
fortbeſtehen. Die Gemeinden ſind jedoch berechtigt, dieſe 
Befreiungen durch Zahlung des zwanzigfachen Jahres⸗ 
werihes nach dem Durchſchnitt der letzten zehn Jahre 
vor dem 1. Januar desjenigen Jahres, in welchem die 
Ablöſung beſchloſſen wird, abzulöſen. Steht ein anderer 
Entſchädigungsmaßſtab feſt, fo hat es hierbei fein Be⸗ 


wenden. 
3. Wüſte Hufen. 

Endlich iſt, was den Kreis der gemeindeabgabe⸗ 
pflichtigen Grundſtücke betrifft, die Beſtimmung des § 28 
wegen Heranziehung der „wüſten Hufen“ zu beachten. 
Derſelbe beſchränkt ſich nicht auf wüſte Hufen im eigent⸗ 
lichen Sinne; dieſe find vielmehr nur als hauptſächliches 
Beiſpiel ausdrücklich erwähnt. Die Beſtimmung findet 
Anwendung auf alle urſprünglich bäuerlichen, zu ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gütern eingezogenen Grundſtücke, auch wenn 
ſie vor der Einziehung nicht unbeſetzt (wüſte) geweſen 
waren. Bei Beurtheilung des gemeinderechtlichen Bers 
hältniſſes dieſer Grundſtücke iſt zu beachten, daß alle 
urſprünglich bäuerlichen Grundſtücke, welche nach dem 


heit zur Fortentrichtung derjenigen Gebäudeabgaben an für die einzelnen Theile der ſieben öſtlichen Provinzen 
die Gemeinde verpflichtet, welche fie damals bereits verſchieden beſtimmlen Normaljahre (f. Anlage A der 
leiſteten. Naturalleiſtungen ſollen hierbei nach den Begründung der Landgemeindeordnung, Druckſachen des 
Preiſen zur Zeit der Erwerbung in eine Geldrente Abgeordnetenhauſes, 1890/91, zu Nr. 7 S. 14 ff.) zu 
umgerechnet werden, perſönliche Leiſtungen dagegen fort⸗ den Dominien eingezogen worden ſind, Beſtandtheil der 
fallen. Landgemeinden geblieben ſind und nicht zu den Guts⸗ 
Bei Anwendung dieſer Beſtimmungen iſt davon bezirken gehören falls ſie nicht etwa ſpäter in rechts⸗ 
auszugehen, daß die Befreiung der darunter fallenden gültiger Weiſe — wie insbeſondere bei der Regelung 
Grundſtücke von der Staaisſteuer die Vorausſetzung fir j oer gutsherrlich⸗ bäuerlichen Verhältniſſe im Wege der 
ihre Befreiung von den Gemeindeabgaben bildet. Ein Ueberweiſung als Landabfindung — den Gutsbezirken 
vom Fiskus erworbenes und früher anderweitig be⸗ einverleibt ſind. Soweit alſo die örtliche Lage dieſer 
nutztes Grundſtück genießt daher weiter die Freiheit von Grundſtücke überhaupt noch, wenn auch nur durch eine 
emeindeabgaben erſt vom Zeitpunkte ſeiner Verwendung eingehende Unterſuchung, feſtgeſtellt werden kann, find 
zu öffentlichen und gemeinnützigen Zwecken ab An⸗ ſie dem Bezirk der Landgemeinden, zu welchen ſie recht⸗ 
dererſeits find von den fiskaliſchen Gebäuden nur die⸗ lich gehören, auch thatſächlich zuzurechnen. Für Fälle 
jenigen Gemeindeabgaben fortzuentrichten, welche von dagegen, in denen die Lage ſolcher Grundſtücke über⸗ 
ihnen im Jahre 1834 oder zur Zeit ihrer ſpäteren Er⸗ haupt nicht mehr erkennbar iſt, hat § 28 die Beſtim⸗ 
werbung durch den Fiskus entrichtet wurden. Fallen mung über die Fortleiſtung oder Ablöſung der von Die» 
jene Abgaben fort, jo können die Gebäude nicht etwalfen Grundſtücken bisher entrichteten Gemeindeabgaben 
zu anderen als den früher von ihnen getragenen Ge⸗ und Laſten getroffen. 


meindeabgaben herangezogen werden, ſondern ſie müſſen : 
von allen Gemeindelaſten frei bleiben. Insbeſondere Ill. Gemeindeabgaben vom Gewerbebetriebe. 
hört die Abgabepflicht unbedingt und für immer mit dem 1. Zuſchlagsabgaben und beſondere Abgaben. 
Abbruche des Gebäudes, an welchem ſie haftet, auf. Die Gemeindeabgaben vom Gewerbebetriebe Yon: 
Wenn im § 26 außerdem die Dienſtgrundſtückeſnen gleichfalls entweder als Zuſchläge zur Gewerbeſteuer 
der Geiſtlichen, Kirchendiener und Volksſchullehrer all⸗ nach dem Geſetze vom 24. Juni 1891 oder als beſondere 
gemein von den Gemeindeauflagen befreit ſind, ſo iſt Gemeindeabgaben vom Gewerbebetriebe erhoben werden. 
damit ein einheitlicher zweifelsfreier, den Vorſchriften Letzteren Falles iſt es nicht nöthig, alle ſtehenden Ge⸗ 
der Städteordnung entfprechender Rechtszuſtand geſchaffen. werbe gleichmäßig zu den Gewerbeabgaben heranzuziehen, 
Die Quartierleiſtungspflicht derartiger Gebäude wird ſſondern dieſe können auch auf einzelne ſtehende Gewerbe 
jedoch durch dieſe Vorſchrift nicht berührt, da die Quartier⸗ beſchränkt werden. Insbeſondere iſt es z. B. zuläffig, 
laſt keine Gemeindeabgabe bildet und ihre ſelbſtſtändige kleinere handwerksmäßige Gewerbebetriebe von beſonderen 
Regelung im Reichsgeſetz vom 25. Juni 1868 (R.⸗G.⸗Gemeindegewerbeabgaben ganz frei zu laſſen und dieſe 
Bl. S. 523) und im Reichsgeſetz vom 13. Juni 1873 auf größere Aktien⸗ oder Fabrikunternehmungen zu be: 
(R.⸗G.⸗Bl. S. 129) findet. ſchränken. Im übrigen gilt wegen der Feſtſetzung bei 
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($ 59 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891) 
ganz freigelaſſen werden. 
2. bei Erhebung von beſonderen Abgaben vom 
Grundbeſitz und Gewerbebetrieb. 

Werden ſtatt der Zuſchläge zu den Staatsſteuern 
beſondere Gemeindeabgaben von Grundbeſitz und Ge⸗ 
werbebetrieb erhoben, ſo müſſen dieſe Abgaben, ſoweit 
ſie den Grundbeſitz belaſten, ſo bemeſſen werden, daß 
ihr Geſammtaufkommen zum Geſammtaufkommen der 
Gemeindeeinkommenſteuer in demſelben Verhältniß ſteht, 
welches bei Erhebung der Abgaben vom Grundbeſitze in 
Geſtalt von Zuſchlägen zur Staatsſteuer feſtgehalten 
werden müßte ($ 12 Ab. 3). Um zu prüfen, ob 
dieſe Vorſchrift erfüllt iſt, muß das Prozentverhältniß 
zwiſchen dem Geſammtaufkommen der Gemeindeabgaben 
vom Grundbeſitze und dem Geſammtaufkommen der 
ſtaatlichen Grund: und Gebäudeſteuer berechnet und mit 
dem Prozentſatz verglichen werden, mit welchem die 
ſtaatliche Einkommenſteuer belaſtet wird. Wenn der 
erſtere Prozentſatz den vollen Betrag des letzteren über⸗ 
ſteigen oder den halben Betrag des letzteren nicht er⸗ 
reichen ſollte, ſo würden die Grundſätze, nach denen die 


ſonderer Gewerbeabgaben das unter II bezuglich der be⸗ 
ſonderen Abgaben vom Grundbeſitze Geſagte. 
2. Abgabepflicht; Gewerbebetrieb in mehreren Bezirken. 

Der Gemeindeabgabe vom Gewerbebetriebe unter⸗ 
liegen die innerhalb des Gemeindebezirks betriebenen 
ſtehenden Gewerbe. 

Erſtreckt ſich der Betrieb des Gewerbes auf mehrere 
Gemeindebezirke, ſo erfolgt die Beſteuerung nach Maß⸗ 
gabe des auf jeden der Bezirke entfallenden Theiles des 
Betriebes (§ 24). 

Bei dieſer Vertheilung iſt zu unterſcheiden zwiſchen 
den Zuſchlägen zur ſtaatlichen Gewerbeſteuer und den 
beſonderen Gemeindeabgaben vom Gewerbebetriebe. Bei 
den erſteren iſt nach Maßgabe der Veranlagungsgrund⸗ 
ſätze des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 der⸗ 
jenige Theil des für die Staatsſteuer feſtgeſtellten Ge⸗ 
ſammtertrages des gewerblichen Unternehmens zu ermitteln, 
welcher unter Berückſichtigung aller in Betracht kommen⸗ 
den thatſächlichen Verhältniſſe auf jeden der betheiligten 
Gemeindebezirke entfällt; dementſprechend iſt ſodann der 
auf die einzelne Gemeinde entfallende Theilbetrag der 
Staatsſteuer zu berechnen und den Gemeindezuſchlägen 
zu Grunde zu legen. Wo dagegen eine beſondere Ge⸗beſondere Gemeindeabgabe vom Grundbeſitze bemeſſen 
meindeabgabe vom Gewerbebetriebe beſteht, müfjen die wird, nicht im Einklang mit dem Geſetze ſtehen. Die 
Beſtimmungen über dieſe Abgabe erforderlichen Falles Erhebung dieſer Abgabe würde daher unzuläſſig ſein. 
zugleich Vorſchriften über die Behandlung eines Gewerbe- Vor Einführung aller beſonderen Gemeindeabgaben vom 
betriebes, der ſich über mehrere Gemeinden erſtreckt, ent⸗Grundbeſitz iſt demgemäß durch Probeveranlagungen 
halten. So lange es an ſolchen näheren Vorſchriftenſfeſtzuſtellen, ob nicht ein ſolches Mißverhältniß ein⸗ 
fehlt, bieten die für die Staatsgewerbeſteuer beſtehenden treten wird, und wo ſolche beſonderen Abgaben vom 
Vorſchriften einen Anhalt für ſinngemäße Anwendung.] Grundbeſitze beſtehen, iſt alljährlich an der Hand des 
Die Grundſätze des Geſetzes vom 27. Juli 1885 können Abgabenaufkommens von Neuem zu prüfen, ob die 
dagegen nicht ohne weiteres zur Anwendung gebracht Fortentwickelung der Verhältniſſe nicht demnächſt das 
werden, da fie ſich auf die Einkommensbeſteuerung, nicht Eintreten des vom Geſetz gemißbilligten Zuſtandes bes 
aber auf die hier in Frage ſtehenden Ertragsſteuernſſorgen läßt, und in dieſem Falle eine rechtzeitige 
beziehen. 17 1 OU herbeizuführen. A 

PETE PR: 1 gleiche Vorſchrift darüber, in welchem Verhältniß die 
dad Eicken, e bun ewe bebe Belaſtung des Gewerbebetriebes zur Belastung des Ein⸗ 
/ 1 ا‎ kommens bei der Erhebung beſonderer Gewerbeabgaben 


ſtehen müſſe, iſt dagegen im Geſetz nicht enthalten. 
Nach 8 12 ſollen nicht einſeitig vom Einkommen,, V. Mehr: oder Minderbelaſtung einzelner Theile 
oder vom Srundbeſitz, oder vom Gewerbebetriebe Ge: 


des Gemeindebezirks oder einzelner Klaſſen der 
meindeabgaben erhoben werden; ſondern es ſoll — wenn Gemeindeangehoͤrigen bezüglich der direkten 
überhaupt in einer Gemeinde direkte Gemeindeabgaben Gemeindeabgaben. 
erhoben werden — eine gleichzeitige Belaſtung dieſer Nach $ 14 iſt eine Mehr: oder Minderbelaſtung 
drei Steuerobjekie, und zwar innerhalb gewiſſer Ver⸗ eines Theiles des Gemeindebezirkes oder einer Klaſſe 
hältnißgrenzen, ſtattfinden. der Gemeindeangehörigen inſoweit geſtattet, als es ſich 
bei Erhebung von Zuſchlägen. um die Aufbringung der Bedarfsſumme für die Her⸗ 
Bei Erhebung von Zuſchlägen zur Staatsſteuerſſtellung und Unterhaltung ſolcher Einrichtungen handelt, 
darf die Belaſtung der Grund-, Gebäude⸗ und Gewerbe⸗ welche in beſonders hervorragendem oder in beſonders 
ſteuer nicht ſtärker ſein als die der Einkommenſteuer, geringem Maße dem einzelnen Theile des Gemeinde⸗ 
und es müſſen andererſeits die Grund⸗ und Gebäude⸗ 


bezirkes oder der einzelnen Klaſſe der Gemeindeange⸗ 
ſteuer und die drei erſten Klaſſen der Gewerbeſteuer hörigen zu Gute kommen. Dieſe Maßnahme kann 
mindeſtens mit der Hälfte des Prozentſatzes herange-jimmer nur als eine Ausnahme betrachtet werden, 
zogen werden, mit welchem die Einkommenſteuer belaſtetſwelche nur dann gerechtfertigt erſcheint, wenn befondere 
wird Innerhalb dieſer Grenzen iſt nach $ 12 Abſ. 20 Einrichtungen zu Gunſten einzelner, wie z. B ein 
die Heranziehung der einzelnen Steuergattungen nachſeigener Nachtwachtdienſt für einzelne entfernt gelegene 
verſchiedenen Prozentſätzen zuläſſig. Auch kann die Ausbauten, getroffen werden müſſen, oder wenn es 


Klaſſe 4 der Gewerbeſteuer ſowie die Betriebsſteuerlſich darum handelt, Straßen⸗, Entwaſſerungs⸗, Be⸗ 
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leuchtungs⸗ und Trotteiranlagen auszuführen, welche Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterfingungss 
außergewöhnliche Koſten verurſachen und vorzugsweiſe Wohnſitz (G.⸗S. S. 151). 
den Hausbeſitzern oder einem Theile von ihnen zu Gute Abgeſehen von den in den Reichsgeſetzen und in 
sommen, Die Beſtimmung des $ 14 darf nicht vers beſonderen Preußiſchen Geſetzen enthaltenen Vorschriften 
allgemeinert und insbeſondere nicht dazu benutzt werden, iſt die Einführung indirekter Gemeindeabgaben, ſofern 
die ſogenannte Zweckbeſteuerung als regelmäßiges Bers dieſe nur mit den allgemeinen im Preußiſchen Staate 
zältniß in das Gemeindeabgabenweſen einzuführen. geltenden Beſteuerungsgrundſätzen im Einklange ſtehen, 
Von der im § 13 der Kreisordnung vom 13. Dezem⸗ vorbehaltlich der Beſtätigung der Aufſichtsbehörden — 
ber 1872 geordneten Mehr⸗ oder Minderbelaſtung ein⸗§§ 16, 19 — in das freie Ermeſſen der Gemeinden 
zelner Kreisiheile unterſcheidet ſich die Beſtimmung im geſtellt. 
N 14 dadurch, daß fie keine Bemeſſung der Mehr: oder: 2. Abgabepflicht; Befreiungen. 
Minderbelaſtung nach Quoten der betreffenden Abgabe Die indirekten Gemeindeabgaben werden anläßlich 
verlangt. der die Abgabepflicht begründenden Vorgänge oder Zu⸗ 
VI. Indirekte Gemeindeabgaben. ſtände im Anſchluß an dieſe und ohne Rückſicht auf die 
1. Verbrauchsabgaben und andere indirekte Abgaben. Perſon des Pflichtigen erhoben. Es beſteht nur die in 
Indirekte Abgaben können die Landgemeinden § 32 vorgeſehene Befreiung bezüglich der Militärſpeiſe⸗ 
gemäß § 15 innerhalb der durch die Reichsgeſetze und einrichtungen und ähnlicher Militäranſtalten. Zu ihrer 
den § 2 Abſ. 3 des Geſetzes, betreffend die Aufhebung der Erläuterung wird verwieſen auf die Allerh. Kab⸗Ordres 
Mahl: und Schlachtſteuer, vom 25. Mai 1873 (G.⸗S. vom 12. Auguſt 1824 (v. Kamptz, Ann. S. 1200), 
S. 222) gezogenen Grenzen erheben; fie haben hier⸗vom 13. Februar 1836 (a a. O. S. 151), die Mini⸗ 
durch eine Befugniß erhalten, welche fie bisher ent⸗ſterial⸗Erlaſſe vom 28. Oktober 1824 (a. a. O. S. 1201), 
behrten. Die in Betracht kommenden reichsgeſetzlichen vom 7. Februar 1825 (a. a. O. S. 270), vom 6. März 
Beſtimmungen finden ſich hauptſächlich im Artikel 511825 (a. a. O. S. 270), und vom 12. Mai 7 
Nr 1. § 7 des Zollvereingungsvertrages vom 8. [(a. a. O. S. 452). Außerdem gilt für die Hundeſteuer 
Juli 1867 (B.⸗G.⸗B. S. 81) und in dem Reichsgeſetze der Militärperſonen die Beſtimmung in Nr. 7 der Allerh. 
betreffend die Abänderung dieſes Vertrages, vom 27. Kab.⸗Ordre vom 29. April 1828 (v. Kamptz, Ann. XIII 
Mai 1885 (R.⸗G⸗Bl. S. 109). Indirekte Abgaben S. 354). 


von den zum Verbrauch beſtimmten Erzeugniſſen können VII. Gemeindegebühren. 
danach die Landgemeinden ſowohl durch Zuſchläge zu 1. Gebühren und den Gebühren verwandte Abgaben. 
den Reichs⸗ und Staatsſteuern als in Geſtalt beſon⸗ Die Gebührenerhebung der Landgemeinden regelt 


derer Abgaben nur von ſolchen Gegenſtänden, welche § 17. Derſelbe bezeichnet als „Gebühr“ ein von der 
zum örilichen, Verbrauche beſtimmt find, und nur unter Gemeinde erhobenes Entgelt für die Benutzung der von 
den im Artikel 5 Nr. II. § 7 a. a. O näher bezeichneten ihr zu öffentlichen Zwecken bereit gehaltenen Einrichtungen 
Einſchränkungen erheben. Die im Artikel 5 unter II. und Anftalten und der von ihr gewährten Leiſtungen. 
a. a. O. enthaltene weitere Einſchränkung für die Ab⸗ Die Landgemeindeordnung trifft für die Bemeſſung ſolcher 
gabenerhebung von folder ausländiſchen Erzeugniſſen, Gebühren keinerlei weitere Anordnungen; fie hebt aber 
welche bereits bei der Einfuhr mit mehr als 15 Groſchen auch die Beſchränkungen, welche ſich aus dem allgemei⸗ 
vom Centner (3 Mark von 100 Kilogramm) belegt nen Staatsintereſſe ergeben oder welche in anderen ler 
werden, iſt dagegen für Mehl und andere Mühlenfabri⸗ ſon deren Geſetzen ausgeſprochen find, nicht auf. Solche 
kate, für Backwaaren, Fleiſch, Fleiſchwaaren und Fett, beſchränkenden Beſtimmungen finden ſich z. B. für 
ſowie für Bier und Branntwein durch das Geſetz vom Schlachthausgebühren im § 5 des Geſetzes, betreffend die 
27. Mai 1885 (R.⸗G.⸗Bl. S. 109) beſeitigt. Die Errichtung öffentlicher Schlachthäuſer vom 18. März 
ſonſtigen Beſchränkungen des Vertrages vom 8. Juli 1868 (G.⸗S. S. 277), für Marktſtandsgebühren im § 2 
1867 find jedoch in Kraft geblieben und, ſoweit fie die des Geſetzes, betreffend die Erhebung von Marktſtands⸗ 
Abgaben von Bier, Eſſig und Malz betreffen, durch geld, vom 26. April 1872 (G.⸗S. S. 513), für Brücken⸗, 
§ 44 des Reichsgeſetzes wegen Erhebung der Brauſteuer Weges, Fähr⸗ und Hafengelder in § 90, 94 A. L.⸗N. II. 
vom 31. Mai 1872 (R.⸗G.⸗Bl. S. 153) ausdrücklich 15 und Artikel 22 des Zollvereinigungsvertrages vom 
beſtätigt. 8. Juli 1867 (B.⸗G.⸗Bl. S. 81). 

Außer den Verbrauchsabgaben kommen als in⸗ Den Gebühren verwandt ſind die im § 72 vor⸗ 
direkte Abgaben für die Landgemeinden hauptſächlich in[geſehenen Abgaben für die Theilnahme an den Gemeinde⸗ 
Betracht die Hundes und die Luſtbarkeitsabgaben. Für nutzungen (Einkaufsgelder) und die Beiträge, welche auf 
die erſtere find die Allerh. Kab.⸗Ordre vom 29. April Grund des § 15 des Geſetzes, betreffend die Anlegung 
1229 (v. Kamptz, Ann. XIII. S. 354), die Allerh Kab.⸗ und Veränderung von Straßen und Plätzen, vom 2. Juli 
Ordre vom 18. Oktober 1834, (v. Kamptz, Ann. XVIII. 1875 (G.⸗S. S. 561) von den Unternehmern der Straßen⸗ 
S. 1092) und das Geſetz, betreffend die Erhöhung der anlagen oder den an eine neue Straße angrenzenden 
Hundeſteuer, vom 1. März 1891 (G.⸗S. S. 33) maß⸗Eigenthümern für die Freilegung und Einrichtung der 
gebend, für die Letztere § 27 A. L.⸗R Il, 19 und 8 740 Straße zu leiſten find. 

Abſ. 2 des Geſetzes vom 8. März 1871, betreffend die Die Gebühren ſind von Allen zu entrichten, welche 
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die gebührenpflichtigen Einrichtungen, Anſtalten und zur Leiſtung von direkten Gemeindeabgaben Verpflich⸗ 


Leiſtungen der Landgemeinden in Anſpruch nehmen. 
2. Privatrechtliche Beiträge an die Gemeinde. 


teten nach näherer Beſtimmung in § 18 Abſ. 5 und 6. 
Wegen der Befreiung der Geiſtlichen, Volksſchul⸗ 


Nicht zu den Gebühren gehören ſolche Geldleiſtungen, lehrer, Kirchendiener, Beamten und Militärperſonen von 
welche zwar auch ein Entgelt für gewiſſe Nutzungen und dem Gemeindedienſte enthalten §§ 29, 30 die näheren 
Genuſſe darſtellen, aber nicht auf öͤffentlich⸗rechtlicher Beſtimmungen. 

Grundlage ruhen, ſondern auf ein rein privatrechtliches IX. Feſtſtellung der Abgaben, Gebühren und Dienſte 


Verhältniß zurückzuführen find, wie z. B die Kurtaxen 
und Muſikbeiträge, welche ſeitens der eine Badeanſtalt 
unterhaltenden Gemeinden von ihren Beſuchern in der⸗ 
ſelben Weiſe gefordert werden, wie ſie ein Privatmann 
als Beſitzer der Badeanſtalt fordern könnte. 
VIII. Gemeindedienſte. 
1. Hand⸗ und Spanndienſte. 

Die Landgemeindeordnung kennt, entſprechend dem 
bisherigen Zuſtande, Hand- und Spanndienſte. Eine 
Beſchränkung der Gemeindezwecke, für welche ſolche Hand⸗ 
und Spanndienſte erfordert werden können, beſteht nicht. 
Dagegen folgt aus § 18 Abſ. 1, daß eine Verbindlich⸗ 
keit der Pflichtigen zur Leiſtung von Gemeindedienſten 
— unbeſchadet der Beſtimmungen im § 147 Abſ. 1 — 


und des Maßſtabes im Allgemeinen. 
1. durch Gemeindeumlageordnungen. 

Nach § 20 können die Landgemeinden über die 
Aufbringung der Gemeindeabgaben und Dienſte Ge⸗ 
meindeumlageordnungen beſchließen. Unter „Gemeinde⸗ 
umlageordnung“ verſteht das Geſetz eine umfaſſende, 
auf die Dauer berechnete Regelung der zu leiſtenden 
Abgaben und Dienſte; eine ſolche Regelung ergeht zur 
Ergänzung des objeftioen Rechts im Wege der Selbit- 
geſetzgebung (Autonomie) und ſteht im Gegenſatz zu den 
auf die Abgaben und Dienſte bezüglichen, im Wege 
der Selbſtverwaltung ergehenden Einzelbeſchlüſſen. Ge⸗ 
meindeumlageordnungen gehören demnach formell zu den 
Statuten ($ 6) und bedürfen dementſprechend — wie 


überhaupt nur in denjenigen Landgemeinden beſteht, 1118 20 ausdrücklich hervorgeht — der Genehmigung des 
denen eine ſolche Verpflichtung durch Gemeindebeſchluß Kreisausſchuſſes. Sie bieten den Vortheil, daß fie einen 
eingeführt wird; ein ſolcher Beſchluß betrifft das Ge- dauernden, dem wiederholten Intereſſenkampfe entrückten, 


meindeverfaſſungsrecht und iſt demnach als eine ſtatu⸗ 
tariſche Anordnung anzuſehen, welche nach § 6 Abſ. 2 
der Genehmigung des Kreisausſchuſſes bedarf. 

Bei den Beſtimmungen über Verpflichtungen der 
Gemeinden, welche Dritten gegenüber durch Hand⸗ und 
Spanndienſte zu erfüllen ſind, behält es ſein Bewenden. 
Für die Provinz Poſen iſt insbeſondere das Geſetz vom 
21. Juni 1875 (G.⸗S. S. 324), betreffend die Ver⸗ 


allſeitig erwogenen und vom Kreisausſchuß nachgeprüften 
Rechtszuſtand ſchaffen, welcher ſo lange gilt, als er nicht 
auf demfelben Wege aufgehoben oder abgeändert ift. 
Außerdem kommt in Betracht, daß die Umlageordnungen 
geeignet ſind, über die den Abgabe⸗ und Dienſtpflich⸗ 
tigen obliegenden Erklärungen, betreffend Ab⸗ und Zu⸗ 
gang, Steuerquellen, ſteuerliche Vorgänge u. A., nähere 
Vorſchriften zu geben, und daß das Geſetz geſtattet, 


pflichtung zur Leiſtung von Hand» und Spanndienſtenſgegen Zuwiderhandlungen Ordnuungsſtrafen bis 10 


für die Unterhaltung der Land: und Heerſtraßen, durch 
die Landgemeindeordnung nicht aufgehoben. 
2. Leiſtung in Natur oder nach dem Geldwerth. 


Mark in den Umlageordnungeu anzudrohen, was die 
Durchführung derſelben ſichert und erleichtert. Die ver⸗ 
wirkten Ordnungsſtrafen find vom Gemeindevo. fteher 


Eine Unterſcheidung hinſichtlich der Leiſtung der einzuziehen. 


Gemeindedienſte beſteht zunächſt inſofern, als dieſelben 

nach dem Beſchluſſe der Gemeinde entweder in Natur 

oder ihrem abzuſchätzenden Geldwerthe nach zu leiſten 

ſind. Wird die Leiſtung in Geld als Regel beſchloſſen, 

ſo handelt es ſich um eine der Genehmigung des Kreis⸗ 

000 bedürfende ſtatutariſche Anordnung ($ 18 
3. Gemeindedienſtpflicht; Befreiungen. 


Wenn die Einrichtung der Umlageordnung weſent⸗ 
lich darauf berechnet iſt, das Abgaben⸗ und Dienſte⸗ 
weſen in der Gemeinde erſchöpfend und gleichzeitig zu 
regeln, ſo ſchließt dies doch nicht aus, ihren Inhalt auf 
einen Theil deſſelben, z. B. auf die indirekten Abgaben 
oder die Gemeindedienſte, zu beſchränken und den 
übrigen Theil beſonderen Umlageordnungen oder be⸗ 
ſonderer Beſchlußfaſſung zu überlaſſen. Den Charakter 


Im Falle der Naturalleiſtung find gleichmäßigjeiner Umlageordnung haben auch die auf die Dauer 
handdienſtpflichtig alle Diejenigen, welche direkte Ge⸗ berechneten Feſtſetzungen der Gemeinde betreffend die Er⸗ 
meindeabgaben zu entrichten haben (f. B I 1), einſchließ⸗ hebung von Gebühren ($ 17). 


lich der etwa wegen eines nicht mehr als 900 Mark 


Gegen den die Genehmigung einer Umlageordnung 


betragenden Einkommens freigelaſſenen Gemeindeabgaben⸗ betreffenden Beſchluß des Kreisausſchuſſes ſteht nach der 
pflichtigen, ſpanndienſtpflichtig dagegen unter dieſen nur allgemeinen Regel die Beſchwerde an den Bezirksaus⸗ 
die geſpannhaltenden Grundbeſitzer, und zwar nach dem ſchuß offen. Gegen den auf Beſchwerde ergehenden Bes 
Verhältniſſe der Anzahl der Zugthiere, welche die Be⸗ſchluß des Bezirksausſchuſſes Steht, abweichend von der 
wirthſchaftung ihres Grundeigenthums erfordert. Das allgemeinen Regel, dem Vorſitzenden aus Gründen des 
Nähere beſtimmt § 18 Abſ. 3, 4 und 8. Nach ADT. 7 öffentlichen Intereſſes noch die Einlegung der weiteren 
können die Naturaldienſte mit Ausnahme von Noth⸗ Beſchwerde an die Miniſter des Innern und der Finanzen 
fällen durch taugliche Stellvertreter geleiſtet werden. nach Maßgabe des § 123 des Landesverwaltungsge⸗ 
Im Falle der Geldleiſtung find dienſtpflichtig allelfeges offen ($ 19 Abſ. 1, § 20). 
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Werden durch eine Umlageordnung beſondere (d. h.] Sollte es dennoch vorkommen, ſo bedarf der Beſchluß 
nicht dem Zuſchlagsſyſtem entſprechende) direkte oder der Genehmigung des Kreisausſchuſſes nach § 16 Nr. 4. 
indirekte Gemeindeabgaben neu eingeführt oder in ihren Bezüglich der zuläſſigen Beſchwerde und der erforderlichen 
Grundſätzen verändert, ſo iſt zu dem Genehmigungsbe⸗Zuſtimmung der Miniter gilt das oben in Betreff der 
ſchluß die Zuſtimmung der Miniſter des Innern und Umlageordnung Erörterte (§ 19) 
der Finanzen einzuholen (§ 19 Abſ. 2, § 20). Einzelbeſchlüſſe in Betreff der Erhebung von Ger 

Ein Zwang zur Einführung von Umlageordnungen bühren bedürfen der Genehmigung des Kreisausſchuſſes 

beſteht nicht. Es wird jedoch den Aufſichtsbehörden gemäß § 17. 
empfohlen, die Gemeinden über die Vortheile ſolcher Inwiefern bei dem Fehlen einer bezüglichen Um⸗ 

rdnungen zu belehren, fie zu deren Erlaß anzuregen lageordnung die Gemeindebeſchlüſſe in Betreff der Art 
und ihnen zu dieſem Zweck durch Anleitung behülflichfund Weiſe der Leiſtung der Gemeindedienſte und ihrer 
zu ſein. Bei der Beſchlußfaſſung des Kreisausſchuſſes Vertheilung auf die Pflichtigen der Genehmigung des 

und des Bezirksausſchuſſes wegen Genehmigung von Kreisausſchuſſes bedürfen, erhellt aus § 18 Abſ. 2 und 6. 

zemeindeumlageordnungen haben die Vorſitzenden ſorg⸗ Wegen der Beſchwerde gilt das oben in Betreff der Um⸗ 

ältig darauf zu achten und dahin zu wirken, daß die lageordnungen Erörterte ($ 19 Abſ. 1). 

Veſtimmungen dieſer Ordnungen dem Geſetz, der Ge- X. Feſtſtellung der einzelnen Leiſtungen; Bekanntmachung, 
rechtigkeit und dem Bedürfniß entſprechen, und gegen Zahlungstermin, Beitreibung, Rechtsmittel. 
ungeeignete Beſchlüſſe ſofort die obenbezeichneten Rechts⸗ 1. Feſtſtellung. 
mittel einzulegen. Die Feſtſtellung der einzelnen Leiſtungen (Abgaben, 

2. durch Einzelbeſchlüſſe. Gebühren, Dienſte) iſt nach Maßgabe der Gemeinde⸗ 
Inſoweit eine dauernde Feſtſetzung durch eine Ge⸗ umlageordnungen, der Gemeindebeſchlüſſe oder nach dem 
meindeumlageordnung nicht getroffen iſt, verordnet das hilfsweiſe zur Anwendung gelangenden geſetzlichen Maß⸗ 

Geſetz in Betreff der direkten Gemeindeabgaben (vom ſſtabe durch den Gemeindevorſteher oder, wo ihm dies 
Einkommen, vom Grundbeſitz und vom Gewerbebetrieb), Geſchäft übertragen iſt, den Gemeindevorſtand zu bes 
daß die Gemeinde hierüber für das einzelne Steuerjahr wirken ($ 88 Nr. 8). 

— welches in Gemäßheit des Geſetzes vom 29. Juni Für dieſe Feſtſtellung ſind, namentlich was die 
1876 (3.5. S. 177) zweckmäßig auf den 1. April direkten Gemeindeabgaben betrifft, die eingehenden Vor⸗ 
bis 31. März zu beſtimmen iſt — innerhalb der dreiſſchriften des § 33 wegen des Beginnes und Erlöſchens 
erſten Monate deſſelben Beſchluß zu faſſen hat (§ 21 der Abgabepflicht zu beachten. 

Abſ. 1) Inwieweit ein folder Beſchluß zu ſeiner 2. Bekanntmachung. 

Gültigkeit der Genehmigung des Kreisausſchuſſes bedarf, Sodann hat der Gemeindevorſteher in Betreff der 
erhellt aus § 16. In Betreff der Beſchwerde gegen den direkten Gemeindeabgaben auch für die gehörige Bekannt⸗ 
auf die Genehmigung bezüglichen Beſchluß und der machung der Leiſtungen an die Pflichtigen Sorge zu 
unter Umſtänden erforderlichen Zuſtimmung der Miniſterſ[tragen. Dieſelbe iſt — je nach beſonderen Vorſchriften 
gilt das oben bezüglich der Umlageordnung Erörterte|des § 34, — durch ortsübliche Bekanntmachung der zur 
($ 19). Erhebung gelangenden Zuſchlagsprozentſätze, durch Aus: 
legung der Hebeliſte während eines Zeitraums von zwei 
Wochen nach ortsüblicher Bekanntmachung des Beginns 
und Endes der Auslegefriſt und näherer Bezeichnung der 
zur Auslegung beſtimmten Räume oder durch beſondere 


Kommt dieſer Vorſchrift entſprechend ein gültiger 
Beſchluß in Betreff der direkten Gemeindeabgaben inner⸗ 
halb der drei erſten Monate des Steuerjahres nicht zu 
Stande, ſo iſt für das erſte Steuerjahr der Bedarf der 1 
Gemeinde dergeſtalt durch Zuſchläge zu den direkten Mittheilung an die Pflichtigen zu bewirken. 
Staatsſteuern aufzubringen, daß der Prozentſatz des Zu⸗ Eine Offenlegung von Hebeliſten, aus denen die 
ſchlages zur Grund⸗ und Gebäadeſteuer und zu den dreilvon den einzelnen Pflichtigen zu entrichtenden Staats⸗ 
oberſten Klaſſen der Gewerbeſteuer die Hälfte des Pro⸗ einkommenſteuerbeträge erſichtlich ſind, darf nicht ſtatt⸗ 
zentſatzes des Zuſchlags zur Staatseinkommenſteuer bes ſinden 
trägt (§ 21 Abſ. 2), die vierte Klaſſe der Gewerbe⸗ Zu den Gemeindedienſten werden die Pflichtigen 
ſteuer und die Betriebsabgaben ($ 59 des Gewerbe⸗ durch ortsübliche Bekanntmachung oder beſondere Mit⸗ 
ſteuergeſetzes vom 24. Juni 189 1) aber frei bleiben.] theilung aufgefordert. 

Für die nachfolgenden Steuerjahre gilt, wenn innerhalb 3. Zahlungstermin. 

der erſten drei Monate ein neuer gültiger Beſchluß nicht Die Zahlung der direkten Gemeindeabgaben hat 
zu Stande kommt. der Maßſtab des Vorjahres, mag nach erfolgter Bekanntmachung in den erſten acht Tagen 
dieſer auf einem Gemeindebeſchluſſe beruhen oder nicht eines jeden Monats und, ſofern die Erhebung in mehr⸗ 
($ 21 Abf. 3). monatlichen Raten durch Gemeindebeſchluß angeordnet 

Was die indirekten Abgaben betrifft, fo wird es wird, in den erſten acht Tagen des Hebemonats zu er⸗ 
kaum vorkommen, daß bei dem Fehlen einer darauf bes folgen; durch Gemeindebeſchluß kann für jeden Hebe⸗ 
züglichen für die Dauer berechneten Umlageordnung die monat ein beſtimmter Steuererhebungstag feſtgeſetzt 
Erhebung von indirekten Abgaben für einen einzelnen werden: Vorausbezahlung bis zum ganzen Jahresbetrage 


[> 


Fall oder für ein einzelnes Steuerjahr beſchloſſen wird. lift zuläſſig (§ 35). 
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Hinſichtlich der indirekten Abgaben, der Gebühren XI. Uebergangsbeſtimmungen. 
und Dienſte bedurfte es in den vorſtehenden Beziehungen I. Die neuen Gewerbeſteuerklaſſen. 
keiner beſonde ren geſetzlichen Vorſchriften. Hinſichtlich Das Gewerbeſteuergeſetz vom 24. Juni 1891 


der in Natur zu leiſtenden Dienſte iſt verordnet, daß, kommt nach 8 82 deſſelben erſt vom 1. April 1893 
ſobald der Pflichtige ſäumig iſt, der Gemeindevorſteherſab zur Anwendung. An Stelle der drei oberſten Ge⸗ 
die Dienſte durch Dritte leiſten laſſen und die dadurch ſwerbeſt euerklaſſen dieſes Geſetzes, wo fie in der Sands 
entſtehenden Soften von den Pflichtigen fordern kannſgemeindeordnung und dieſer Ausführungsanweiſung er: 
(§ 36 Abſ. 2); der $ 132 des Landesverwaltungsgeſetzes wähnt find, treten daher bis dahin die Klaſſen A I und 
findet hier, da es ſich nicht um einen Akt der allge⸗A II der bisherigen Gewerbeſteuer, und zwar ſind die 
meinen Landesverwaltung handelt, keine Anwendung. Gewerbetreibenden der Klaſſe A I, welche mehr als den 
4. 92011:0150 Mittelſatz entrichten, der erſten, diejenigen, welche in der 
2 8: Klaſſe A I den Mittelſatz oder weniger ſteuern, der zweiten 
Alle Abgaben, Gebühren, in Geld zu leiſtende und die Gewerbetreibenden der Klaſſe A II der dritten 
Dienſte und nach Leiſtung durch einen Dritten in eine Gewerbeſteuerklaſſe zuzurechnen. An Stelle der vierten 
Geldſchuld umgewandelte Dienſte find im Nichtzahlungs⸗ Gewerbeſteuerklaſſe treten die ſämmtlichen anderen Klaſſen 
falle durch den Gemeindevorſteher im Verwaltungszwangs⸗ der bisherigen Gewerbeſteuer ($ 12 Abſ. 5). 
verfahren nach der Verordnung vom 7. September 18792. Fortbeſtehen älterer Rechtsnormen innerhalb des dem 
beizutreiben ($ 36). Auf andere Forderungen, welche Statutarrecht überlaſſenen Gebiets. 
der Gemeinde auf Grund eines privatrechtlichen Titels Nach 8 147 Abſ. 1 bleiben die Ortsſtatuten, alls 
zuſtehen, findet das Verwaltungszwangsverfahren keine gemeinen Gewohuͤheitsrechte und Obſervanzen, welche 
Anwendung. bei der Verkündigung der Landgemeindeordnung [durch 
5. Rechtsmittel. die am 27. Juli 1891 ausgegebene Nummer 23 der 
In Betreff aller dieſer Laſten iſt ein Rechtsmittel Geſetzdaammlung) bereits beſtanden haben, bis zum 
zuläſſig, welches bei dem Gemeindevorſteher anzubringen). April 1895 in Kraft, inſoweit fie Beſtimmungen 
iſt, und worüber derſelbe zu beſchließen hat. Die Land⸗ enthalten, welche nach der Landgemeindeordnung durch 
gemeindeordnung bezeichnet dieſes Rechtsmittel in § 38 Ortsſtatut getroffen werden können, und inſoweit nicht 
im wörtlichen Anſchluß an die Ausdrucksweiſe in § 34inzwiſchen eine von dieſen Beſtimmungen abweichende 
des Zuſtändigkeitsgeſetzes als „Beſchwerden und Ein⸗ſtatutariſche Regelung erfolgt. Dieſe Uebergangsbe⸗ 
ſprüche, betreffend die Heranziehung oder die Veran ſtimmung gilt auch für das Gemeindeabgabeweſen, und 
lagung zu den Gemeindelaſten“; eine Unterſcheidung von zwar nach § 6 „inſoweit, als das Geſetz Verſchieden⸗ 
Bedeutung hat indeſſen hierdurch für das im Allgemei⸗ heiten geſtattet oder auf ortsſtatutariſche Regelung vers 
nen als „Beſchwerde“ bezeichnete einheitliche Rechtsmittel weiſt oder überhaupt keine geſetzliche Regelung enthält“. 
nicht aufgeſtellt werden ſollen. Für die Anbringung des Dieſe Vorſchrift des § 147 Abſ. 1 foll verhindern, daß 
Rechtsmittels bei dem Gemeindevorſteher find in Betreff in dem Rechtsleben der Landgemeinden durch den Wechſel 
der Gemeindeabgaben Friſten vorgeſchrieben. Die Friſtſder Geſetzgebung Lücken entſtehen, welche bisher durch 
beträgt für die direkten Abgaben drei Monate von er⸗Ortsſtatuten, Gewohnheitsrechte und Obſervanzen aus⸗ 
folgter Bekanntmachung ab, für den Anſpruch auf Zu⸗ gefüllt waren; ſie hindert aber die Landgemeinden keines⸗ 
rückzahlung zuviel erhobener indirekter Gemeindeabgaben wegs, die Geltung folder älteren Normen, wenn fie 
ein Jahr vom Tage der Verſteuerung ab (§ 37). ſich als unzweckmäßig erweiſt, ſchon vor dem Ablaufe 
Der Gemeindevorſteher hat über die Beſchwerde der dreijährigen Friſt durch eine zweckentſprechende orts⸗ 
zu beſchließen und einen Beſcheid zu ertheilen. Gegen ſſtatutariſche Regelung zu beſeitigen. Die Aufſichtsbe⸗ 
dieſen Beſcheid iſt binnen zwei Wochen nach der Zu⸗ hörden haben hierauf ihr Augenmerk zu richten, Des 
ſtellung, für deren Beurkundung in jedem Falle Sorge ſonders aber dem entgegenzutreten, daß etwa ohne 
zu tragen iſt, die Klage an den Kreisausſchuß zuläſſig; Weiteres nach älteren Normen, obwohl ſie nicht in den 
gegen die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes iſt die Des neuen Rahmen des Statutarrechts fallen, auch ferner 
rufung an den Bezirksausſchuß, gegen deſſen Entſcheidungſverfahren wird. 
die Reviſion an das Oberverwaltungsgericht zuläſſig. 3. Aufrechthaltung älterer, dem neuen Geſetz wider⸗ 


(§§ 38, 144; §§ 82 ff., 93 ff. des Landesverwaltungs⸗ ſprechender Normen durch Gemeindebeſchluß. 
geſetzes). Die Rechtsmittel haben keine aufſchiebende Weſentlich verſchieden von der vorerörterten Ueber⸗ 
Wirkung. (§ 38 Abſ. 5). gangsvorſchrift iſt die ſich gleichfalls auf das Gemeinde⸗ 


In materieller Beziehung iſt in Betreff dieſer abgabenweſen, und zwar ausſchließlich auf dieſes, bezie⸗ 
Rechtsmittel darauf hinzuweiſen, daß bei Zuſchlagsab⸗ hende Beſtimmung des § 147 Abſ. 2, wonach bis zum 
gaben einerſeits die Höhe des Prinzipalſatzes nicht an⸗ Inkrafttreten eines Kommunalſteuergeſetzes, längſtens bis 
gefochten werden kann, andererſeits aber auch eine Er⸗zum 1. April 1897, die bei Verkündigung der Sands 
mäßigung des Prinzipalſatzes die Ermäßigung des gemeindeordnung für die Vertheilung der Gemeindeab⸗ 
Zuſchlages von ſelbſt nach ſich zieht, ohne daß es der gaben ſtatutariſch oder obſervanzmäßig beſtehenden Maß⸗ 
Einlegung eines Rechtsmittels überhaupt bedarf (§ 38840 durch Beſchluß der Gemeinde mit Genehmigung 
Abſ. 4). des Kreisausſchuſſes aufrecht erhalten werden können. 
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Diefe Beſtimmung ermöglicht die Aufrechthaltung des unter ziffermäßiger Angabe der in jedem Kreiſe Des 
am 27. Juli 1891 vorhandenen ſtatutariſchen und ob⸗ſſtätigten Gemeindebeſchlüſſe. 
jervanzmäßigen Rechts bis zum 1. April 1897, auch 
inſofern daſſelbe von den Beſtimmungen des neuen Ge⸗ 
ſetzes abweicht, alſo nicht auf ortsſtatutariſchem Wege 
neu eingeführt werden kann. Sie erfordert aber zu meindeglietervermögen. 
dieſer Aufrechthaltung einen ausdrücklichen Gemeinde: Der Abſchnilt 5 des Titels 11 der Landgemeinde⸗ 
beſchluß, welcher der Genehmigung des Kreisausſchuſſes ordnung mit der Ueberſchrift „Gemeindevermöͤgen“ 
bedarf. Es iſt zu beachten, daß ein ſolcher Beſchluß in handelt namentlich von dem Unterſchiede zwiſchen „Ge⸗ 
Betreff der direkten Gemeindeabgaben nur in den erſten meindevermögen im engeren Sinne“, deſſen Nutzung der 
drei Monaten des Steuerjahres gefaßt werden kann; Gemeinde zuſteht, und „Gemeindegliedervermögen“, deſſen 
denn es ergiebt ſich aus §§ 20, 21, daß die Erhebung Nutzung den Gemeindeangehörigen zuſteht. Das letztere 
der direkten Gemeindeabgaben — ſoweit ſie nicht durch Verhältniß wird nicht vermuthet, ſondern muß erforder⸗ 
eine Gemeindeumlageordnung oder durch einen in den lichenfalls nachgewieſen werden; hierzu werden im 
erſten drei Monaten des Steuerjahres gefaßten Ge: Weſentlichen die Rechtsquellen dienen, welche in 8 70 
meindebeſchluß ihre Regelung gefunden hat — ſich lediglich als maßgeblich für das Theilnahmeverhällniß der zur 
nach den in § 21 Abſ. 2 und § 12 aufgeſtellten Grund Nutzung des Gemeindegliedervermögens Berechtigten auf⸗ 
lägen beſtimmt. geführt ind: „Verleihungsurkunde, vertragsmäßige Feſt⸗ 
Durch dieſe Beſtimmung hat den Unzuträglich⸗ ſetzungen, hergebrachte Gewohnheit”. Aus der Bezeich⸗ 
keiten vorgebeugt werden ſollen, welche möglicher Weiſe nung „Gemeindegliedervermögen“ darf nicht geſchloſſen 
dadurch entſtehen würden, daß die in einzelnen Sez werden, daß deſſen Nutzung grundſätzlich auf die Ge⸗ 
meinden zur Zeit beſtehenden und ohne Beſchwerde er⸗ meindeglieder (die ſtimm⸗ und wahlberechtigten Ge⸗ 
tragenen Vorſchriften über die Gemeindeabgaben in meindeangehörigen) beſchränkt ſei; es ſind vielmehr an 
kurzer Zeit vielleicht zweimal — nämlich zuerſt durch ſſich alle Gemeindeangehörigen zu dieſer Nutzung berufen; 
die Landgemeindeordnung und ſodann nochmals durch ihr Theilnahmeverhältniß beſtimmt ſich, wenn die oben 
ein neues Gemeindeabgabengeſetz — abgeändert werden. angegebenen Rechtsquellen hierfür keinen Anhalt bieten, 
Bei Anwendung dieſer Beſtimmung iſt indeſſen zu be⸗ nach der Theilnahme an den Gemeindelaſten. 
achten, daß die längere Beibehaltung veralteter, den Ueber Beſch werden, betreffend den Mitgebrauch von 
Grundſätzen einer gerechten Laſtenvertheilung nicht ents öffentlichen Gemeindeanſtalten und die Theilnahme an 
ſprechender Maßſtäbe, wie ſolche zur Zeit in manchenſden Nutzungen des Gemeindeglieder vermögens, beſchließt 
Gemeinden gelten, mit dem öffentlichen Intereſſe meiſl der Gemeindevorſteher, wo aber ein Gemeindevorſtand 
unvereinbar iſt. Soweit daher einzelne Gemeinden die beſteht, und ihm dieſe Aufgabe übertragen iſt, der Ge⸗ 
Beibehaltung ſolcher Beſteuerungsmaßſtäbe beſchlteßen, meindevorſtand. Gegen den Beſchluß iſt binnen zwei 
haben die Kreisausſchüſſe die Gemeindebeſchlüſſe vor Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim 
der Beſtäligung ſorgfältig darauf zu prüfen, ob dauach Kreisausſchuß zuläffig (58 9, 71). 
keine Klaſſe der 3127 übermäßig beſchwert Wohl zu unterſcheiden vom Gemeindegliederver⸗ 
wird, ob die Laſtenveriheilung klar und zweckentſprechend mogen iſt das ſogenannte Intereſſentenvermögen. Hierzu 
iſt, und ob die von der Gemeinde geltend gemachten gehören namentlich die den Grundbeſigern in gemein: 
Gründe für die einſtwellige Aufrechthaltung zutreffen, ſchaftlichen Jagdbezirken zuſtehenden Jagdnutzungsrechte, 
oder ob das Gemeindeintereſſe die alsbaldige Beſeitigungſhinſichtlich deren die bisherigen Vorſchriften in ihrem 
jener Maßſtäbe erheiſcht. Letzteren Falles würde dem Inhalte durch die Landgemeindeordnung nicht verändert 
Gemeindebeſchluſſe die Beſtätigung zu verſagen ſein, und, werden, ſowie das Vermögen, welches einer Klaſſe von 
falls dieſe dennoch vom Kreisausſchuß ertheilt werden Gemeindeangehörigen auf Grund einer privatrechtlichen 
ſollte, der Landrath gegen dieſen Beſchtuß gemäß § 123 Gemeinſchaft zuſteht. 
des Landes verwaltungsgeſetzes die Beſchwerde an den Ueber die Vorausſetzungen, unter denen Gemeinde⸗ 
Bezirksaus ſchuß einzulegen haben. Als ein haupt⸗ vermögen im engeren Sinnein Gemeindegliedervermögen 
ſächliches Erforderniß aller derartiger Beſchlüſſe, wenn umgewandelt werden kann und umgekehrt, enthält § 69 
ſie die Beſtätigung des Kreisausſchuſſes erlangen ſollen, Abſ. 1 und 3 nähere Beſtimmungen; die Zuſtimmung 
wird aufzuſtellen fein, daß fie Art und Maß der Ab⸗ des Kreisausſchuſſes {f hier nur für den letzteren Fall 
gabe beſtimmt und deutlich bezeichnen und die aufrecht⸗ vorgeſchrieben, Ht indeſſen — wie ſich aus § 114 Abs. 2 
zuhalkende Norm ihrem ganzen Inhalte nach wieder: ergiebt — auch für den erſteren Fall erforderlich, da 
geben. — es ſich bei einem ſolchen Gemeindebeſchluſſe um eine 
Abſchriften aller auf Grund des § 147 Abſ. 2 „Veränderung im Genuſſe der Gemeindenutzungen“ 
ergangenen endgültig beſtätigten Gemeindebeſchlüſſe ſind handelt. Die Umwandlung von Gemeindevermögen im 
bis zum 1. Januar 1893 ſeitens der Landräthe den engeren Sinne in Gemeindegliedervermögen wird nur 
Regierungspräſidenten einzureichen. Von dieſen erwarte aus nahmsweiſe zuläſſig erſcheinen, während ſich die umge⸗ 
ch demnächſt bis zum 15. Februar 1893 einen Ge⸗ kehrte Maßnahme vielfach als zweckmäßig erweiſen wird. 
ſammtbericht über die Ausführung des § 147 Abſ. 2 Weder das Gemeindevermögen im engeren Sinne 


C. Vermögen und Haushalt der Landgemeinden. 
1. Gemeindevermögen in engerem Sinne und Ge⸗ 


= 


noch das Gemeindegliedervermögen darf durch eine Ge⸗ 
meinheitstheilung in Privatvermögen der Gemeindean⸗ 
gehörigen umgewandelt werden; dies iſt der weſentlichſte 
Inhalt der im § 68 Abſ. 2 angeführten Deklaration 
vom 26. Juli 1847. 

Für größere Gemeinden empfiehlt ſich die An⸗ 
legung und regelmäßige Fortſchreibung eines Lager⸗ 
buches, in welches ſowohl das unbewegliche Vermögen 
(Grundſtücke, Gebäude, Gerechtigkeiten) als auch das 
bewegliche Eigenthum der Gemeinde (Forderungen, Bücher, 
Feuer löſchgeräthſchaften) einzutragen il. 

2. Verwaltung des Gemeindevermögens. 

Die Beſchlußfaſſung über die Verwaltung und 
Benutzung des Gemeindevermoͤgens — unbeſchadet der 
Nutzungsrechte der Gemeindeangehörigen bezüglich des 
Gemeindegliedervermoͤgens — ſteht der Gemeindever⸗ 
ſammlung (Gemeindevertretung) zu ($ 113). In Be: 
treff der Veräußerung und Verpachtung von Grund⸗ 
ſtücken und Gerechtſamen enthält das Geſetz in 88 115, 
116 Beſtimmungen, welche als Regel den Weg des 
offentlichen Meiſtgebots vorſchreiben, jedoch die daſelbſt 
näher bezeichneten Ausnahmen zulaſſen. Auf die Bers 
pachtung der Jagdnutzung findet § 116 keine Anwen: 
dung. Die Genehmigung des Regierungspräſidenten iſt 
nach § 114 erforderlich zur Veräußerung oder weſent⸗ 
lichen Veränderung von Sachen, welche einen beſonderen 
wiſſenſchaftlichen, hiſtoriſchen oder Kunſtwerth haben; 
die Genehmigung des Kreisausſchuſſes zur Veräußerung 
von Grundſtücken und Gerechtſamen, zu einſeitigen Ver⸗ 
zichtleiſtungen und Schenkungen und zu Veränderungen 
im Genuſſe des Gemeindevermögens. 

Die Ausführung der Beſchlüſſe der Gemeindever⸗ 
ſammlung (Gemeindevertretung), betreffend die Verwal⸗ 
tung und Benutzung des Gemeindevermogens, liegt dem 
Gemeindevorſteher ob; hinſichtlich der Benutzung des 
Gemeindevermögens iſt ihm, abweichend von der allge 
meinen Regel die zuvorige Berathung mit den Schöffen 
vorgeſchrieben. Demgemäß hat der Gemeindevorſteher 
die laufende Verwaltung bezüglich des Vermögens und 
der Einkünfte der Gemeinde ſowie der Gemeindean⸗ 
ſtalten, für welche keine beſondere Verwaltung beſteht, 
zu führen und diejenigen Gemeindeanſtalten, für welche 
beſondere Verwaltungen eingeſetzt find, zu beauffichtigen 
(8 88 Abſ. 4 Nr. 3). Wo ein Gemeindevorſtand ein’ 
geführt iſt, können demſelben die vorerwähnten Befug⸗ 
niſſe und Pflichten durch Ortsſtatut ganz oder theilweiſe 
übertragen werden (§ 89). 

3. Einnahmen. 

Zur Ergänzung der Einnahmen aus dem Ge⸗ 
meindevermögen und desjenigen, was ſonſt von den 
Gemeinden durch privatrechtliche Titel erworben wird, 
dienen die auf dem öffentlich⸗rechtlichen Titel des Be⸗ 
ſteuerungsrechts der Gemeinde beruhenden Einnahmen 
(Abgaben, Gebühren, in Geld zu leiſtende Dienſte, vgl 
oben B VIII). — Alle Gemelndeeinnahmen müſſen zur 
Gemeindekaſſe gebracht werden ($ 119 Abſ. 5). wandtheit zur Aufſtellung eines Voranſchlages fehlt 

4. Ausgaben. werden die Aufſichtsbehörden ihm Unterſtützung zu leiſten, 

Den Einnahmen ſtehen die Ausgaben gegenüber, haben. Zu dieſem Zweck iſt das nachſtehende Muſter 


welche der Gemeinde aus ihren privatrechtlichen Ver⸗ 
pflichtungen und zur Erfüllung ihrer öffentlich⸗rechtlichen 
Aufgaben erwachſen. Hierbei ſind zu beachten die Vor⸗ 
ſchriften in § 114 Abſ. 2, wonach Anleihen, durch 
welche die Gemeinde mit einem Schuldenſtande belaſtet 
oder der vorhandene vergrößert wird, und neue Be⸗ 
laſtungen der Gemeindeangehörigen ohne geſetzliche Ver⸗ 
pflichtung der Genehmigung des Kreisausſchuſſes bedürfen, 
ſowie die Vorſchriſten in § 88 Abſ. 4 Nr. 7 über die 
Form der die Gemeinde verpflichtenden Urkunden. 
5. Gemeindehaushalt, Voranſchlag. 

Einnahmen und Ausgaben bilden den Gemeinde⸗ 
haushalt. Derſelbe ſoll der Regel nach unter Zu⸗ 
grundelegung eines Voranſchlages geführt werden, der 
für das Rechnungsjahr oder für eine längere, von der 
Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) feſtzuſetzende 
Rechnungs periode, welche die Dauer von drei Jahren 
nicht überſteigen darf, aufzuſtellen iſt und alle Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben erſichtlich machen ſoll, welche 
ſich im Voraus veranſchlagen laſſen (§ 119 Abſ. 1). 

Der Voranſchlag iſt von dem Gemeindevorſteher 
oder dem Gemeindevorſtand, wo ihm dies Geſchäft über⸗ 
tragen iſt, zu entwerfen, zwei Wochen lang in einem 
von der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) zu bes 
ſtimmenden Raume zur Einſicht aller Gemeindeangehöri⸗ 
gen auszulegen, demnächſt rechtzeitig vor Beginn der Rech⸗ 
nungsperiode durch die Gemeindeverſammlung (Gemeinde⸗ 
vertretung) feſtzuſtellen und dem Vorſitzenden des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes abſchriftlich mitzutheilen ($ 119 Abſ. 2 bis 4). 

Der Voranſchlag iſt dergeſtalt, für die Haushalts⸗ 
führung der Gemeinde maßgebend, daß Ausgaben, 
welche darin nicht oder nur vorbehaltlich beſonderer 
Beſchlußfaſſung vorgeſehen ſind, ſowie Ueberſchreitungen 
der vorgeſehenen Ausgabebeträge der vorherigen Ge⸗ 
nehmigung der Gemeindeverſammlug (Gemeindevertretung) 
bedürfen (§ 119 Abſ. 5). 

Nach § 119 Abſ. 6. kann durch Beſchluß des 
Kreisausſchuſſes einzelnen Gemeinden die Aufſtellung 
eines Voranſchlages erlaſſen werden, wenn deren Ver⸗ 
hältniſſe dies unbedenklich erſcheinen laſſen. Von dieſer 
Befugniß wird indeſſen nur in beſchränktem Umfange 
Gebrauch zu machen ſein, da die Einrichtung eines 
Voranſchlags im Allgemeinen nicht nur für große, 
ſondern auch für kleinere Landgemeinden ſich empfiehlt 
und fi bet nicht ganz einfachen Verhältniſſen ſogar 
als unentbehrlich erweiſt. Sie verbürgt die nothwendige 
Ordnung des Gemeindehaushalts und die Durchführung 
des Grundſatzes, daß die Ausgaben ſich ſtets in den 
Grenzen der zur Verfügung ſtehenden Einnahmen zu 
halten haben. Demeniſprechend iſt die Einrichtung eines 
Voranſchlags auch bereits in einer erheblichen Anzahl 
von großen wie kleinen Landgemeinden im Gebrauch, 
hat ſich überall als nützlich erwieſen und nirgends 
zweckloſe Schwierigkeiten bereitet. Inſoweit es dem Ge⸗ 
meindevorſteher an hinreichender Erfahrung und Ge⸗ 
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9. Rechnungslegung. 

Nach § 120 Abſ. 2 bis 6 iſt die Gemeinderech⸗ 
nung binnen drei Monaten nach dem Schluſſe des 
Rechnunge jahres der Gemeindeverſammlung (Gemeinde⸗ 
vertretung) zur Prüfung, Feſtſtellung und Entlaſtung 
vorzulegen. Wo ein beſonderer Gemeindeeinnehmer be⸗ 
ſtellt iſt, reicht dieſer die Rechnung zunächſt dem Ge⸗ 
meindevorſteher, oder, wo dies ſtatutariſch vorgeſchrieben 
iſt, dem Gemeindevorſtande ein, welcher ſie einer Vor⸗ 
prüfung zu unterziehen und, mit ſeinen Erinnerungen 
verſehen, der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) 
vorzulegen hat. Bei dieſer Vorprüfung hat der Ge⸗ 
meindevorſteher die Schöffen zuzuziehen; außerdem iſt 
die Gemeinde befugt, ihm für dieſen Zweck eine be⸗ 
ſondere Kommiſſion zur Seite zu ſtellen. Die Feſt⸗ 
ſtellung der Rechnung muß innerhalb drei Monaten nach 
Vorlegung der Gemeinderechnung bewirkt ſein. Nach 
erfolgter Feſtſtellung iſt die Rechnung während eines 
Zeitraumes von zwei Wochen — nach vorheriger Be⸗ 
kanntmachung — in einem von der Gemeindeverſamm⸗ 
lung (Gemeindevertretung) zu beſtimmenden Raum zur 
Einſicht der Gemeindeangehörigen auszulegen. Dem 
Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes iſt eine Abſchrift des 
Feſtſtellungsbeſchluſſes ſofort einzureichen. 

10. Reviſton der Gemeinderechnungen. 


(D) eines Voranſchlages beigefügt, welches für größere 
Gemeinden beſtimmt und ſelbſtverſtändlich je nach den 
örtlichen Bedürfniſſen der Abänderung, insbeſondere 
durch Weglaſſung einzelner Titel und auch der Spalten 
4 bis 6, fähig iſt. 

6. Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen. 

Dem Gemeindevorſteher liegt ob, die auf dem Vor⸗ 
anſchlage oder auf Beſchlüſſen der Gemeindeverſammlung 
(Gemeindevertretung) beruhenden Einnahmen und Aus⸗ 
gaben anzuweiſen und das Rechnungsweſen, ſoweit er 
es nicht ſelbſt führt, d. h. ſoweit beſondere Beamte hier⸗ 
für angeſtellt ſind (Einnehmer, Rechnungsführer), zu 
beaufſichtigen (§ 88 Abi. 4, Nr. 4). 

7. Gemeinderechnungsbuch. 

Während der Rechnungsperiode muß der Gemeinde⸗ 
haushalt und das Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen ſtets 
klar gehalten werden. Hierzu dient die in § 120 Abſ. 
angeordnete Führung eines Gemeinderechnungsbuchs, wie 
ſolches bereits in vielen Gemeinden in Gebrauch iſt. 
In dieſes Buch ſind alle Einnahmen und Ausgaben ſo⸗ 
fort nach der Vereinnahmung und Verausgabung einzu⸗ 
tragen. In einem Anhange des Gemeinderechnungs⸗ 
buches werden zweckmäßig noch andere laufende Auf⸗ 
zeichnungen Platz finden, z. B. ein Regiſter der von 
den Pflichtigen reihenweiſe geleiſteten Hand⸗ und Spann⸗ 
dienſte, ſowie eine Rechnung über Einnahmen und Aus: Außerdem beſtimmt 8 120 Abſ. 7, daß alljährlich 
gaben des Jagdbezirks, bei welchen es iD nicht um Ge⸗ bei mehreren Gemeinden des Kreiſes eine Reviſion der 
meindes, ſondern Intereſſentenvermögen handelt. Behufs Gemeinderechnungen durch den Kreisausſchuß ſtatifindet. 
Anleitung der Gemeindevorſteher bei Aufſtellung und Die Reviſionen find durch den Vorſitzenden oder einzelne 
Führung des Gemeinderechnungsbuches wird das nach⸗ zu beauftragende Mitglieder des Kreisausſchuſſes zu 
ſtehende Muſter (E) beigefügt, welches nach den beſon⸗ bewirken. Die regelmäßige Vornahme von Rechnungs: 
deren Bedürfniſſen der einzelnen Gemeinde abgeändert reviſionen iſt von hohem praktiſchen Werth und verdient 
werden kann. f ſorgfältige Beachtung, da ſie geeignet iſt, den Kreisaus⸗ 

Für größere Gemeinden empfiehlt ſich die Anlegungſſchuß allmählig mit dem Haushalte und allen übrigen 
eines nach den Einnahme: und Ausgabetiteln des Voran⸗ Verhältniſſen der Landgemeinden im Kreiſe vertraut zu 
ſchlages geordneten Handbuches neben dem Rechnungsbuche machen, die Aufſichtsfuhrung zu erleichtern und Bes 
und die Führung einer Hebeliſte für die Gemeindeſteuern. ſchwerden vorzubeugen; von derſelben iſt deshalb in 

Kaſſenreviſionen. möglichſt ausgedehntem Maße Gebrauch zu machen. 

Zur Kontrole der Kaſſenführung dienen, außer der 11. Defekte. 
leberwachung durch die Gemeindeverſammlung (Gemeinde⸗ Ergiebt ſich bei Kaſſenreviſionen, bei Prüfung 
vrtretung) gemäß 8 103, regelmäßige und außerordent⸗ oder Nevifion der Gemeinderechnungen ein Defekt, fo 
lihe Kaſſenreviſionen. Wenn ein beſonderer Gemeinde⸗ iſt gemäß § 121 Nr. 1 die Beſchlußfaſſung des Kreis⸗ 
beimter die Kaſſe führt, find fie vom Gemeindevorſteher ausſchuſſes wegen Feſtſtellung und Erſatz deſſelben nach 
vozunehmen, und zwar die regelmäßigen alle drei Maßgabe der Verordnung vom 24. Januar 1844 
Mate, die außerordentlichen mindeſtens einmal im G.⸗S. S. 52) zu veranlaſſen. 

Jafre, können aber außerdem jeder Zeit von Aufſichts⸗ رپ‎ 00٤ 
wegn veranlaßt werden. Führt der Gemeindevorſteher Mit dem 1. April 1892 tritt die durch die all⸗ 
die ſtaſſe, fo hat der Landrath als Vorſitzender des gemeine Verfügung vom 20. September 1873 (M. Bl. 
Kreiausſchuſſes mindeſtens einmal im Jahre ſelbſt oder S. 258) mitgetheilte Inſtruktion zur Ausführung der 
durd einen Beauftragten ihre Reviſion zu bewirken. drei erſten Abſchnitte des zweiten Titels der Kreis⸗ 
Bei allen Kaſſenreviſionen find die Eintragungen im ordnung, ſoweit fle ſich nicht auf die Aufhebung der 
Gemenderechnungsbuche, vom letzten Abſchluſſe ab, mit mit dem Beſitze gewiſſer Grundſtücke verbundenen Be⸗ 
den Blägen zu vergleichen, zuſammenzurechnen und derſrechtigung und Verpflichtung zur Verwaltung des Schulzen⸗ 
Kaſſeneſtand, welcher danach vorhanden fein muß, feſt⸗ gutes erſtreckt (dritter Abſchnitt), außer Wirkſamkeit. 
zuſtelle und der wirkliche Beſtand nachzuzählen; über Berlin, den 29. Dezember 1891. 

das Erebniß iſt ein Protokoll aufzunehmen. Die Kaſſen⸗ Der Miniſter des Innern. 

reviſions können mit den Rechnungsreviſionen (f, Nr. 10) Herrfurth. 

verbunde werden. 


— 


Voranſchlag der Gemeinde N. N. im Kreiſe N. N. für das Rechnungsjahr 1892/3. 


Anlage D. 


an den Gemeindewegen und der Plantagen 


Neinen 
6 Erlös aus der Verſteigerung von Erzeug⸗ 
niſſen des Landbaues (Obſt ꝛc.) . 


D‏ سو سو کسی اس 
سر = 
Bet ir | Im Vor⸗ Mithin für‏ 2 
Gegen ſt and 0 anſchlag 1892,93‏ | 
r‏ 
ber Bedingt 2 : : 11‏ ۲ 
E i 1 1892/93 1 mehr weniger‏ = 
Einnahme. / angeſetzt | |‏ $ 
Mk. Pf.] Mk. Pf. Mk. Pf. 0 Pf.‏ 2 
Einnahme |‏ 
Tit. 1.‏ 
Uebertrag aus dem vorhergehenden‏ 
Rechnungsjahre.‏ 
Til. U.‏ 
Erträge aus dem Grundeigenthum der‏ 
Gemeinde. |‏ 
Bon N. N Pacht dee das eee ee |‏ 11 
ſtück N. N.. u‏ 
2J Desgleichen‏ 
Für die Benutzung des Gemeindebackhauſes‏ 3 
Pacht für die Nutzung der Obſtbaumalleen u‏ 4 


7| Erlös aus der Verſteigerung des Holzes aus 
dem Gemeindewalde 

8] Auf Gemeindegrundſtücke entfallender Antheil 
an dem Jagdpachtzinſe. 


Sa. Tit. 7 


5 Desgleichen für die ہیی‎ an . 
5 


Tit. II. 


Zinſen. 
a) Von Hypotheken⸗Kapitalien: 
1 Von N N in4 '/,/,0 1000 M. v. 1.10 91/92 
7 یوق اق بج‎ 1 32073 
3i und ꝛc. 275 M 6٠ 
b) Von Werthpapieren 
Von 600 Mk. Preuß. konſ. Staatsanteihe| 
3 % fällig am 1. April u. 1. Oktober 
5 Von 500 Mk. Kreisobligatſonen 4% fällia 
an 1. Juli 1892 und 1. Januar 18933. 


Sa. Tu. III 


a lv 
ای ا‎ Kapitalien. 


1| Bon N. 


gekündigt 


Juli 1892. 
Sa. Tit, IV. 


55 n i. 


Tit. V. 
Nen aufgenommene Kapitalien. 
1 2 der Provinztal⸗Hülfskaf ۳ zahlbar am 
. Dat 1892 


Sat. TT I 


— 


| 
15 
A 
155 
155 
g 


FF‏ ات 
1 8 

إ١‎ Genentand موہ‎ für 2 
8 der W 
3 Einnahme. . 
8۴ En | Mk. 

Tit. VI. 
Gemeindeſteuern. 


نے پا 


— 


or 


O2 


— 


نے N‏ دن 


1 


— 21 


a) Direkte: 


80 ½ der Staatseinkommenſteuer 

Beſondere Steuern nach dem Ge اج‎ vom 
9 SHULD . 

50 % der Grunde und Gebäudeſteuer 8 

50 der Gewerheſteuer der Klaſſe A ۵ 
2 wom 1. April 1893 u — Be 
071 Klaſſen) . 


b) Indirekte 01س‎ 
Von dem in der Gemeinde gebrauten und 
von außerhalb in dieſelbe eingeführten 
Ä» ͤ»Ä˙ » Fi 
Hundeſteuer 


Sa. Tit. VI. 
Tit. VII. 
Gebühren. 
Für die Abgabe von Waſſer an die Beſitzer 
der an die Gemeinde⸗ N wu 
ſchloſſenen Grundſtücke . 


Marktſtandsgelder ٠ 2223 
Sa. Til. III. 
Tit, VIII. 
Für Armenzwecke. 
Abgaben für öffentliche Luſtbarkeiten 
Aus Geſchenken und Vermächtniſſen 
Sonſtige Einnahmen £ 


Sa. Tit. VIII. 
Tit. IX. 
Für die Schule. 
(Wo dieſelbe Gemeindeſchule iſt.) 
Beitrag aus der Staatskaſſe zu dem . 
einkommen des Lehrers 
Von dem Gutsherrn 
Aus beſonderen Stiftungen SE 
Sa. Tit. IX. 
Tit. X. 
و سی‎ 
Strafgelder 
Feuerlöſchprämien 
Verſchiedene Einnahmen 7 


Sa. Tit. X. 


5. | 


6. 


Mk. 


Mithin für 
1892/93 


mehr weniger 


Pf. Mk. 


Pf. 


Be⸗ 
merkungen. 


1 2. 7 
2 7 
2 5: ür Im Vor⸗ Mithin für 
5 Gegenſtand ا9‎ 1 | 4007 55 1892/98 
= 15 Rechnungs⸗ ee Ber 
2 ahr 10 0 3 1 iR | merkungen. 
= ,+ fa Û ım e, 1892/93 angeſezt iger 
2 Mu. Pi. Mt. ihm. gelme أ٭‎ . _ 8 Pf. Mk. Br. 
Wiederholung. | | | | 7 
Titel 1 5 3 | | | | 
2:1110 و٦‎ | 
Titel III | 
Titel IV 
Titel V 
Titel VI 
Titel VII : 
| Titel VIII 5 | 
۰ Titel IX ۰ 
| Titel X * | 
Summe der Einnahmen 
۳ 13 2. 27 . 
85 2. Im Bore Mithin für 
Betr Ur 
5 Gegen ſt and 055 4 نب کے‎ | 1892/93 
2 der waar. 1891/92 Be: 
& | 1892 93 ſind mehr weniger 0 
2 Ausgabe. 1 angefeht 
8 | ME. f. Mk. Mk. Pf.]? Mk. Pf. [Mk. Pf. 


Ausgabe. 
Titz 1. 
Uebertrag aus dem vorhergehenden Jahre 
Tit. II. 
Beſoldungen und ſonſtige Dienſtbezüge. 
1| Dienſtaufwands⸗Entſchädigung (Beſoldung) 


| des Gemeindevorſtehers 
2] Dem Gemeinde ⸗Einnehmer, Hebegebühr | 
3] Gehalt des Gemeindedieners . . 
4 Desgleichen des Nachtwächters : \ | 
5| Für baare Auslagen des Gemeindevorſtehers | 
und der Schöffen, insbeſondere auch bei | 
Reiſen : e: 


Sa. Tit. II. 
Till. 
Sächliche Ausgaben. 
5 Für Papier, Druckſachen u. |. w. 
2| Für Porto, Botengänge u. ſ. w. 
Sa. Tit. . ےت‎ 


1 
ا 


سم | 


Gegenſtand 
der 


Ausgabe. 


— — —— —.—' 


Laufende Nummer. 


e 1Ve 


Anwalts-, Ausiunrkhun| 
koſten u. ſ. . 


Gerichts⸗, 


Tit. IV. 
Tit. V. 


Zinſen von Schulden. 
An N. N. in *% n». 500 Mk. vom 1. Mai 
1891/92. 


1 


1895 Tu. V. V. 
Tit. VI. 


Anzulegende und ما‎ Tee 
Kapitalien. 
1! Das von N. N. (Tit. IV Nr. 1 der Ein: 
nahme) zurückzu zahlende Kapital. 
3 Aus Tilgung von بس‎ 
3 Aus 11:67٤ ; 


Tit. VII. 
Koſten der Amts⸗ und Standesamts⸗ 
verwaltung. 
Beitrag zu den Amtsunkoſten 5 
Desgleichen für die Standesamtsverwaltung f 
Sa. Til. I Do 
Tit. VIII. 
Koſten der öffentlichen Armenpflege. 
An N. N. laufende Unterſtützung 
An N. N. desgleichen. : 
Für ſonſtige ٥ 


سم تج 


سد وی O‏ 


Tit. IX. 


Für den Wegebau. 
Zur regelmäßigen Unterhaltung . 
Für den Neubau von Gemeindemegen . _ 5 


Sa. Tiſ. VL] 


Sa. Tit. VIII. 


Sa. Tit. IX. 


Tit. X. 


Für Bauten. 
Zur Unterhaltung des e 
Desgleichen des Armenhauſes 
Desgleichen des Spritzenhauſes 
Desgleichen der Brunnen und Teiche 


BB ON بر‎ 


e o ری‎ 7 
In Vor⸗ | Mithin für 
3 و‎ für شور‎ | 1892/98 
7 für 
کہ 1891/92 رام‎ 
1892/93 find mehr weniger e ungen. 
angeſetzt 
Mk. — . —— ͤœUum انا‎ |: Mk. Pf. Mk. Im. Pf. 
„ 
> 6ون اھ‎ en 
. 


S 


1.1 5 2. 1 he] — N er 

= Im Bor: Mühin für | 

4 Gegenftand ا‎ ens 1892 | 

2 ۹ ur 

8 der e 1891/92 

2 find mehr Weniger 

3 | | 0 | 70 80بت“ 3 

اح 

a | Mk. $ . الا‎ Mt. ¥ 
Tit. XI. 


Für das Feuerlöſchweſen. 


130: ال‎ der Sage 
ſchaften 
85 Tit. mu 


Tit. XII. 
Für die Schule. 
(Wo dieſelbe Gemeindeſchule ae 
11 Sehalt des Lehrers ۰ 

2] Desgleichen Der Handarbeitslehrerin 
3 Für die Beſchaffung der را ا‎ 
Alfoften der Fenerung . 
5 Zur baulichen Untegaltung des 64٤ 

860803 . : 


Ei "zn 1 


Tit. 1+ : | 


.0 ء 
Sa. Tit. A|‏ 


Wiederholung. 


Titel I 285 5 
1ھ‎ ٣۴ 
Titel III 

Titel IV 

Titel V . 


و رت Die‏ 
رت 


Titel VIII. 

Titel IX 

Titel 7 . : 

Diel ! ST 

Titel XII. 

Titel XIII. 
Summe der Ausgaben. 


Be⸗ 


merkungen. 


Ab ch ln ß: 
Mark Pf. 


Die Einnahmen betragen 
„Ausgaben 


Dieſer Voranſchlag hat vom bis zum 
in der Wohnung des Gemeindevorſtehers nach وٹ‎ Bekanntmachung am 
Offen gelegen. 


13289 


Der Gemeindevorſteher: 
N. N. 


Feſtgeſtellt durch Beſchluß der Gemeindeverſammlung DOME a. لو جا‎ E 
ü d hn enn Mark Pf. 
daf addon œͥ ]?ĩtj«2%ͤ . Mak. Pf. 


Der Gemeindevorſteher: Unterſchriften zweier Mitglieder der 
N. N. Gemeindeverſammlung: 
A. B. C. D. 


Anlage E. 


Rechnungsbu ch 


der Gemeinde N. N. 
im Kreiſe N. N. 


Das vorliegende Rechnungsbuch enthält einſchließ⸗ 
lich des Titelblattes Blätter. 


F den „denn 7 


Der Gemeindevorſteher. Die ۰ 


2 


Die baaren Einnahmen 
Einnahme. 


85 Name Gegenſtand Nr. des 
2 Datum. des der اوت‎ Bemerkungen. 
5 8 Einnahme Say 
M | 
| 
Summe = 
Anhang 1. 
Verzeichniß 
der in der Gemeinde geleiſteten Hand⸗ und Spanndienſte. 
8 Name وت رہ‎ | 8 gen ſtand 
Fi Datum. des Spann⸗ Hand: der Bemerkungen. 
پت‎ 


Pflichtigen. dienſttage. dienſttage. geleiſteten Arbeit. 


— 


und Ausgaben der Gemeinde. 


Ausgabe. 
چ‎ Name Gegenſtan d 7 bG 
Datum. des der g. 7و‎ 
& Empfängers. Ausgabe. Belages. 
= > 4 2 
Summe 55 


Anhang II. 
Einnahmen und Ausgaben aus der Verpachtung der Jagd in dem Gemeindebezirke. 


Einnahme. 
کو یکھوو سے یھو سے سے ہج کے‎ ĩͤ ہے .کک ساد سا‎ _ 
Lau: Name 
15 Datum. des Vetrag Bemerkungen. 
5 
Zahlers. „ 
| Summe 
Ausgabe. 
— . س‎ 
Lau⸗ Name 
تن‎ Datum. des cg Bemerkungen; 
1. 4 
Empfängers. At 4 
| Summe | 


Ausgegeben am 25. Februar 1892. Druck der N. Kanter'ſchen Hofbuchdruckerel. 
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سے 


